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Baupkgeſchäftsftelle:
Bar42/48. Fernſprecher 1047
Geöffunet: werktage unnnkter-
brochen von 7 Rhr früh bis

S 7 Uhr ahbendu, 3

für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Euerfurk, Belikſch- Bikkerfeld,
Wwikkenberg Schweinik, Cprgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Numerus clausus.
Die Gewerbefreiheit gehört bekanntlich zu den heilig

ſten Dogmen des Liberalismus Wir Sozialdemokraten
erſtreben ja wirtſchaftlich ſo ganz andere Ziele, als der Libe
ralismus, daß wir von der Heiligkeit der Gewerbefreiheit nicht
ſo durchdrungen find. Die Erfahrung der letzten 60 Jahre hat
gelehrt, daß die Gewerbefreiheit keineswegs die ſozialen
Schäden zu heben imſtande iſt, wie diejenigen glaubten, die ſie
damals forderten. Aber freilich ziehen wir Sozialdemokraten
daraus nur den Schluß, daß der Wirtſchaftszuſtand weiter
entwickelt werden muß bis zur Kollektivwirtſchaft, die jedem
einzelnen zugleich volle perſönliche Freiheit und Sicherheit des
Lebensunterhalts gewährt. Die Finſterlinge dagegen, die zu
nächſt unter den Konſervativen zu ſuchen ſind, benutzen jedes
Verſagen der Gewerbefreiheit, um den Rückſchritt zu früheren,
überholten Formen des Wirtſchaftslebens zu empfehlen; die
perſönliche Freiheit wieder in Feſſeln zu legen, den einzelnen
bei der Betätigung ſeiner wirtſchaftlichen Fähigkeiten in
Schranken zu bannen, das iſt ihr Ziel.

So haben ſie denn dem liberalen Jdeal der Gewerbefreiheit
neuerdings wieder den ſogenannten numerus elausus entgegen
geſtellt. Ein gelehrtes Wort! Ein lateiniſches Wort! Wenn
eine Sache nicht einmal deutſch ausgedrückt wird, dann muß ſie
doch gut ſein ſoll der beſchränkte Untertanenverſtand denken.
Jndeſſen, wenn man ſich das lateiniſche Wort ins Deutſche
überſetzt, kommt ein ganz gewöhnlicher uralter reaktionärer
Ladenhüter zum Vorſchein. Numerus elausus bedeutet wörtlich
die „ge ſchloſſene Anzahl“, und es ſoll damit das Gegen-
teil der Gewerbefreiheit ausgedrückt werden: ein Zuſtand näm
lich, wo zu einem Gewerbe nicht jedermann nach Belieben,
ſondern nur eine beſtimmte Anzahl Gewerbstätiger zugelaſſen
wird. Der Gedanke iſt gerade nicht neu, er ſtammt vielmehr
aus dem Mittelalter. Und es gab ſogar vor Jahrhunderten

er den Verhältniſſen entſprach. Aber heute?
Man mache ſich nur ſeine Bedeutung klar. Vorgeſchlagen wird

er gegenwärtig für den Beruf der Rechtsanwälte, aber das
macht nichts aus; denn was für einen Beruf gilt, das gilt
natürlich auch für die anderen. Um der Ueberfüllung, dem Ent-
ſtehen eines „geiſtigen Proletariats“ entgegenzuwirken, ſollen
in Zukunft nur eine beſtimmte Anzahl von Perſonen zum
Rechtsanwaltsberuf zugelaſſen werden. Das mag ja vielleicht
mit der Zeit der Ueberfüllung abhelfen. Aber jedem, der ein
bißchen weiter, als bis auf ſeine Naſenſpitze fieht, muß ſich doch
ſofort die Frage aufdrängen: was wird aus den anderen,
den nicht Zugelaſſenenr? Weiſe erwidert darauf der Ver-
teidiger des numerus eclausus: es ſollen eben weniger junge
Leute die Rechte ſtudieren, die Lieferung des Nachwuchſes ſoll
ſich nach dem wirklichen Bedarf an Kräften für den Dienſt der
Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte richten. Alle
Hochachtung vor ſolchen ſchier ſozialiſtiſchen Anwandlungen;
aber damit wird unſere Frage nicht gelöſt, ſondern umgangen.

Denn erſtens iſt es bei der allgemeinen Unordnung unſeres
heutigen Wirtſchaftslebens gar nicht möglich, den Bedarf richtig
abzuſchätzen; zwiſchen dem Beginn des Studiums und dem
Aſſeſſorexamen liegen 6—-7 Jahre, dazu kommt, daß derjenige,
der Jura ſtudieren will, ſchon jahrelang zuvor eine ganze be
ſtimmte Vorbildung durchmachen muß. Wer aber will mit
Sicherheit abſchätzen, wie viel Anwärter der Juſtizdienſt in,
ſagen wir, zehn Jahren brauchen wird! Eine Anzahl wird
ſonach wohl immer übrig bleiben. Was wird aus denen? So-
dann, ſelbſt angenommen, daß mit der Zeit ein gewiſſes Gleich-
gewicht eintritt, ſo müſſen die jungen Leute, die für die Juſtig
überzählig ſind, dann doch eben irgendeinen anderen Beruf er-
greifen. Es kann alſo gar nicht fehlen. daß in den anderen
Berufen bald eine um ſo ſtärkere Ueberfüllung eintritt, der man
ebenfalls mit dem numerus elausus wird abhelfen müſſen.
Dann ſind ſie ganz und gar überzählig und können ver-
hungern?? Aber das können ſie ja jetzt auch ſchon, und ſo
könnte man ſich die ganze geiſtige Anſtrengung mit dem ge-
lehrten numerus elausus ſchenken!

Dagegen hilft auch nicht der oft gehörte Einwand: müſſen
denn ſo viele junge Leute ſtudieren? Sie können ja Kaufleute
werden, oder Handwerker, oder Arbeiter. Alle dieſe anderen
Berufe ſind nämlich auch ſchon längſt überfüllt, und die fort
ſchreitende wirtſchaftliche Entwicklung führt bekanntlich dahin,
daß immer mehr Arbeit mit immer weniger menſchlichen Ar
beitskräften geleiſtet wird. Der numerus elausus in einem
Berufe ganz gleichgültig, in welchem muß alſo notwendig
die Ueberfüllung in allen anderen Berufen ſteigern.

Wie übrigens der numerus elausus in der Praxis wirkt,
darüber liefert uns die Geſchichte genügende Erfahrung. Vor
Zeiten waren es die zünftigen Handwerksmeiſter, die auf den
ſchlauen Gedanken verfielen, ſich die Konkurrenz dadurch vom
Leibe zu halten, daß ſie die Zahl der zum Gewerbe Zuge-
laſſenen beſchränkten. „Man ſuchte zu dieſem Zweck“, erzählt
Otto in der Geſchichte des deutſchen Handwerks, „die Be
dingungen der Aufnahme in die Zunft, der Erlangung des
Meiſterrechts, nach Möglichkeit zu erſchweren. Die Aufnahme-
und Einſchreibegebühren wurden erhöht, verdoppelt, verviel-
facht. Die mäßige Weinſpende, die Geſellen und Lehrlinge zu
l batten, wurde allmählich durch die Verpflichtung erſetzt,
ein teu. es Mahl mit Braten und Wein zu geben. Der Begriff
der ehelichen Herkunft erhielt eine Auslegung, die eine größere
Anzahl von Perſonen vom Gewerbe ausſchloß. Förmliche

Ahnenproben wurden angeſtellt. Nicht bloß der Aufzunehmende,
auch ſeine beiden Eltern und deren Eltern mußten in der Ehe

erzeugt ſein. Handwerksunfähig ward, wer einen Erhängten
abgeſchnitten, wer mit einem „Unredlichen“ geſpeiſt und ge-
trunken, wer eine Katze oder einen Hund totgeworfen hatte. Das
Lehrgeld wurde unmäßig erhöht, die Lehrzeit unbillig ver
längert. Das Meiſterſtück mußte aus teuerem Material ge
arbeitet ſein. Die vorgeſchriebene Ausführung war derart, daß
fie lange Zeit und übergroße Mühe erforderte.“ Einem Ber-
liner Maurergeſellen hatte man als Meiſterſtück aufgegeben,
den Plan zu einem Schloſſe zu entwerfen, worin drei fürſtliche
Famikien wohnen könnten, ohne ſich in die Quere zu kommen;
r I ſollte dieſes Schloß auf einem Fünfeck erbaut wer
en uſw.
Die ſchlauen Zunftmeiſter errrichten ihren Zweck, die Kon

kurrenz der Geſellen hielten fie ſich vom Leibe. Aber dieſe
brotlos gewordenen Geſellen, die ihr Handwerk ſo gut ver
ſtanden, wie die zünftigen Meiſter, ſtanden nunmehr dem
Kapital zur Verfügung und ſchufen ſo eine neue Konkurrenz,
die das Handwerk mit der Zeit ganz und gar ruinierte. Der
Verſuch, den Rechtsanwälten durch Fernhaltung der Konkurrenz
das Geſchäft zu erleichtern, ſteht ganz auf der geiſtigen Höhe
jenes mittelalterlichen Handwerkertricks.

Nun iſt bekanntlich dieſer Tage in Berlin ein kleines
Skandälchen aufgedeckt worden. Ein paar Rechtsanwälte haben
gegen Bezahlung Examenarbeiten für Referendare angefertigt.
Und ſofort veröffentlicht das Berliner Tageblatt eine Zu
ſchrift „von juriſtiſcher Seite“, die den Fehltritt aus der Not
der Rechtsanwälte erklärt und mit den Worten ſchließt:
„Jmmerhin dürften die jüngſten Vorfälle auch dem zu denken
geben, die jede Begrenzung der Zulaſſung zu akademiſchen
Karrieren überhaupt als unzuläſſig anzuſehen geneigt iſt.“
Alſo in der Hochburg des „entſchiedenen“ Liberalismus eine
Verteidigung des urregktionären numerus elausus! Das
dürfte „auch dem zu denken geben“, der noch nicht eingeſehen
hat, daß der Liberalismus auf ſeine alten Tage reaktionär ge
worden iſt und ſich mit den Methoden der Reaktion immer mehr
befreundet.

Keine ſozialiſtiſchen Miniſter
in Holland.

Aus Zwolle wird depeſchiert: Der außerordentliche ſozia-
liſtiſche Kongreß hat am Sonntage nach langen Beratungen
und nach einer energiſchen Verteidigungsrede des Führers
Troelſtra mit 375 gegen 320 Stimmen die von der Mehr-
heit des Patteibureaus vorgeſchlagene Reſolution (auf Teil-
nahme am Miniſterium) abgelehnt. Der Kongreß hat ſt
demnach gegen die Annahme von Miniſterportefeuilles aus-
geſprochen, indem er ſich auf die Reſolution der Minorität
des Parteibureaus einigte, die da ausſpricht, daß die Partei
nicht ſtark genug ſei, um an der Regierung teilzunehmen.
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Dieſen Beſchluß wird man in der Jnternationale mit Ge-
nugtuung begrüßen, obgleich man die nähere Begründung
abwarten muß. Zweifellos iſt die Lage der Partei in Holland
eine überaus ſchwierige und eigenartige. Bei den jüngſt er-
folgten allgemeinen Wahlen iſt die ſogenannte „ſchriſtliche
Koalition“ von der liberal- ſozialiſtiſchen aufs Haupt ge
ſchlagen worden. Dieſe „chriſtliche Koalition“ beſteht aus
römiſchen und proteſtantiſchen Klerikalen und ſteht unter der
Führung des auch außerhalb Hollands bekannten Dr. Kuhper;
ſie hat zum erſtenmal im Jahre 1901 die Mehrheit erhalten,
ſie aber im Jahre 1905 wieder verloren, wenngleich die ſiegende
Linke damals nur ſchwach und zerſpalten war. Jm Jahre
1909 exrrang ſie aber wieder einen großen Wahlfieg und kam
neuerlich ans Ruder. Ganz anders verliefen aber die Wahlen
zu den Gekierglſtaaten im Juni dieſes Jahres. Die zerſtreuten
liberalen Gruppen ſchloſſen ſich zu einer liberalen Konzen-
tration zuſammen und für die Stichwahlen kam ein feſtes
Uebereinkommen zwiſchen Liberalen und Sozialiſten zuſtande.
Die Wahlen endeten nun mit einem zweifelloſen Siege der
Linken, die mit 37 Liberalen und 18 Sozialiſten die Mehrheit
in der hundert Mitglieder zählenden Kammer erlangte. Die
Wahken hatten auch ſofort einen Erfolg: das klerikale Mini-
ſterium Heemskerk trat zurück.

Nun entſtand die Frage, wie das neue Miniſterium zu
bilden ſei. Die Königin konferierte zuerſt mit den Führern
der verſchiedenen Parteien. Unter den erſten, die zur Kon-
ferenz zu ihr geladen wurden, war unſer Genoſſe Troelſtra.
Die Konferenzen mit den Parteiführern veranlaßten ſchließ-
lich die Königin, den freiſinnigen Demokraten Dr. Bos mit
der Bildung des Miniſteriums zu betrauen. Sein Auftrag ging
dahin, aus Mitgliedern aller Parteien der Linken
ein Miniſterium zu bilden. Unſerer Partei bot Dr. Bos nicht
weniger als drei Miniſterportefeuilles an. Aber er bot auch
ein demokratiſches Regierungsprogramm: das
allgemeine Wahlrecht einſchließlich des Frauenwahlrechts, die
unentgeltliche Altersunterſtützung, wie ſie die Partei fordert,
und noch andere demokratiſche Reformen mehr. Was ſollte nun
die Partei tun? IJns Miniſterium eintreten oder nicht? Die
Partei wollte die Frage auf einem Parteikongreß entſcheiden,
der Ende Juli ſtattfinden ſollte. Aber da inzwiſchen im
Parteiporſtand der Eintritt ins Kabinett mit 13 gegen 8 Stim
men abgelehnt worden war, unterblieb die Einberufung des
Kongreſſes und die Antwort der Sozialiſten auf das Angebot
lautet verneinend. Sie ſchlugen nun die Bildung eines rei n-

liberalen Kabinetts vor, dem ſie die Unterſtützung
in der Kammer zuſichern wollten. Darauf wollten ſich die
Liberalen nicht einlaſſen und Dr. Bos legte ſeine Miſſion
zurück. Nun wird verſucht, ein neutrales Beamtenkabinett zu
bilden; aber ob der Verſuch Ausſichten hat, ift noch nicht zu
erkennen. Die Partei mußte ſich nun doch entſchließen, einen
außerordentlichen Kongreß nach Zwolle einzuberufen, da in
zwiſchen der Parteivorſtand in ſeiner Mehrheit (unter Füh-
rung von Troelſtra) die Beteiligung am Miniſterium be
ſchloſſen hatte. Die Minderheit (unter Führung von Wibaut
und Van der Goes) beharrte auf ihrem ablehnenden Stand
punkte. Der Parteivorſtand wandte ſich in dieſer ſchwierigen
Situation an die Bruderparteien (auch an den deutſchen

ar te worſtan d und an hervorragende Genoſſen um Gutachten.
en. Kautskh hat eine Antwort erteilt, in der es heißt:

Die Beſchlüſſe der Internationale gehen darauf hinaus:
Der Eintritt von Parteigenoſſen in ein bürgerliches Miniſte
rium muß vermieden werden, ſolange es geht. Tritt
eine 3wangslage ein, die dieſen Eintritt notwendig macht, ſo
iſt ſie nicht zu betrachten als eine bloße parlamentariſche Ange
legenheit, die nur die Kammerfraktion angeht, ſondern ſie muß
durch einen Parteikongreß beſchloſſen werden. Der Ver
bleib in einem bürgerlichen Miniſterium darf nicht dauernd
ſein, ſondern muß ein Ende nehmen mit der Zwangslage, aus
der der Eintritt ſich ergab; in Holland alſo mit der Durch
führung der Wahlreform. Hierzu kommt noch das
Amendement Plechanow, wonach ſozialiſtiſche Miniſter ver-
pflichtet ſind, aus einem bürgerlichen Miniſterium ſofort aus
zutreten, ſobald es nicht „in allen Konflikten zwiſchen Ar
beitern und Kapitaliſten die ſtrengſte Neutralität bewahrt.“
Der Eintritt eines Sozialiſten in ein bürgerliches Miniſterium
iſt mit ſo vielen Gefahren und Nachteilen verknüpft, daß die
Internationale ihn ſtets mit Furcht kommen ſieht und ſich
damit höchſtens dann ausſöhnen kann, wenn ihr in einem be
ſtimmten Falle auf die eindringlichſte Weiſe gezeigt wird, daß
es nicht anders geht. Ob die holländiſchen Sozialdemokraten
in das Miniſterium eintreten oder nicht, auf jeden Fall laden
die Liberalen ihnen die Verantwortung auf für ein Miß
lingen der Wahlreform.“

Darauf ſcheint es den Liberalen überhaupt allein anzu
kommen, denn ſonſt hätten ſie das reinliberale Miniſterium
bilden müſſen, für deſſen Leben die Sozialdemokratie die Unter
ſtützung zugeſagt hatte.

Nun hat der Kongreß entſchieden, allerdings gegen eine un
geheuer ſtarke Minderheit. Auf alle Fälle aber wird die Ent
ſcheidung den Klaſſenkampf der Arbeiter gegen Liberalis
mus und Kapitalismus ſtärken.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 11. Auguſt 1918.

Entſchädigung der Schöffen und Geſchworenen.
Das Reichsgeſetzblatt von geſtern enthält das Gefetz über die

Entſchädigung der Schöffen und Geſchworenen. Es tritt mithin

v e e d vie hre e enthält dieundesrätliche Verordnung über die Höhe der Entſchädigungen.Die drei Paragraphen dieſer Verordnung lauten: Suns
8 1. Schöffen und Geſchworene erhalten für jeden Tagder Dienſtleiſtung ein Tagegeld von 5 Mk. Als Tag er Dienſt

leiſtung gilt jeder Tag, an dem der Schöffe oder GeſchworeneW Rückſicht auf ſein Amt am Sitzungsort anweſend ſein
uß.
Schöffen und Geſchworene erhalten außerdem für jedesdurch die Dienſtleiſtung notwendig gewordene an

ein Zulage re 3 Mk.
5 2. Schöffen und Geſchworene, die außerhalb ihres Wortes einen Weg von mehr als zwei T W e

erhalten als Reiſeentſchädigung für jedes ang
Kilometer des Hinwegs und des Rückwegs:

1. bei Wegen, die auf Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder
zurückgelegt werden en. 6 Pf.

2. bei Wegen, die nicht in dieſer Art zurüdgelegt werdenkönnen, 20 Pf. f grv
Soweit ausnahmsweiſe aus beſonderen Gründen dieeng r r n die höhere Auslagen 2

vrdern, notwendig iſt, ſind die erforderlichen höbe ehe f rlichen höheren Aus
F. 3. Die Reiſeentſchädigung wird auch für die Reiwährt. die der Schöffe oder Geſchworene r der men

nach ſeinem Wohnort und zurück macht. Sie darf jedoch die
der r n die der Schöffe oder Gehworene er en haben würde, wenn i gsortehätte anweſend ſein müſſen. er am Sinn

Die Hinterbliebenen Verſicherung
Mit jedem Rechnungsabſchluß tritt klarer zutag idie Verſicherten in Deutſchland durch die Hin ediener e

ſicherung der neuen Reichsverſicherungsordnung geleimt wur
den. Geradezu aufreizend ſind die Ziffern der Landesverfiche
rungsanſtalt Schleſien für den Monat Mai des laufen
den Jahres. Danach wurden für die Hinterbliebenen der
ganzen Provinz ausgezahlt an Witwenrente 3015 Mk. an
Waiſenrente 22 805 Mk., an Witwengeld 6448 Mk. an Witwen
krankenrente 18 Mk., an Waiſenausſteuer 104 Mk.; alles in
allem 32 8385 Mk. Ueberträgt man dieſe koloſſale Leiſtung auf
alle zwölf Monate des Jahres, ſo ergibt ſich eine Geſammt
ausgabe von kaum 400000 Mark. Demgegenüber muß
aber hervorgehoben werden, daß den Hinterbliebenen die Bei
träge Verſtorbener, die im Jahre 1911 noch 882 000 Mk. be
trugen, nicht mehr zurückgezahlt wurden. Und zum Schlafe



muß berückſichtigt werden, daß der Etat der Landesverſiche
rungsanſtalt mit einer Steigung infolge der Erhöhung der
Beiträge rechnet, die 8 Millionen Mark ausmacht, nämlich 23
Millionen Mark ſtatt bisher 15 Millionen. Was haben alſo
die Arbeiter in Schleſien von der neuen Hinterbliebenen Ver-
ſicherung?

Sie zahlen mehr 8000 000 Mk.
Sie erhalten weniger 882 000 Mk.
Sie erhalten mehr rund 400 000 Mk.
Faſt 9 Millionen Mark Verluſt und keine halbe Million Ge

winn! Das mehrgezahlte Geld ſammelt ſich in den Kaſſen
der Verſicherungsanſtalten an und befriedigt das Anleihe-
bedürfnis der Agrarier, der Jnduſtriellen und des
Staate s. Aus den Taſchen der Arbeiter genommen, dient es
den Jntereſſen ſeiner Gegner.

Das iſt die neue Reichsverſicherungsordnung, die abgelehnt
zu haben das Zentrum und die Konſervativen uns zum Vor
wurf machen. Sie wiſſen warum

Ein Schulbeiſpiel nationaler Verhetzung.

Aus Paris, 9. Auguſt, ſchreibt man uns: Wie Maſſen-
ſuggeſtionen erzeugt werden, kann man jetzt in der deut-
ſchen Preſſe ſtudieren. Es vergeht keine Woche, ohne daß die
bürgerliche Preſſe über die fürchterliche Mißhandlung
von deutſchen Reichsangehörigen in Frank-reich berichtet. Jſt es ein Fremdenlegionär, dann geht es
nicht unter eine Erſchießung. Das Reſultat iſt immer das
gleiche. Die franzöſiſche Preſſe berichtet über den neueſten
„deutſch- franzöſiſchen Zwiſchenfall“ unter Wiedergabe der
Kommentare der nationaliſtiſchen Preſſe, die Behörden und die
Zeitungen veranſtalten Enqueten wobei es ſich herausſtellt, daß
tn der Sache nichts Wahres iſt, oder daß der Tatbeſtand ſo auf-
gebauſcht und entſtellt wurde, daß er einer völligen Erfindung
gleichkommt.

Der jüngſte „Zwiſchenfall von Luneville“ iſt ein Schulbei-
ſpiel für dieſe ſchwindelhafte Methode. Sollen da einem Deut-
ſchen, während er eine Waffenübung abſolvierte, die Möbel
zertrümmert, Frau und Kinder mißhandelt worden ſein. Die
Unterſuchung des „Zwiſchenfalls“ ergab nur die Tatſache, daß
der Deutſche eine Waffenübung abſolviert. Der Reſt iſt purer
Schwindel. Das hindert aber nicht, daß durch die Ausſtreuung
ſolcher Lügen in Deutſchland die Meinung entſtehen muß,
daß in Frankreich der Deutſche ſeines Lebens nicht ſicher iſt,
daß er gehaßt, verfolgt, geächtet wird. Jn Frankreich muß die
Ueberzeugung ſich verankern, daß die Deutſchen um jeden Preis
Streit ſuchen und auf einen Krieg hinarbeiten. Denn ſolche
wirkliche oder vermeintliche Zwiſchenfälle haben oft als Vor-
wand bei Kriegen gedient. Der Burenkrieg, der ſpaniſch-
amerikaniſche Krieg, der Boxerfeldzug, der Balkankrieg, ganz
abgeſehen von den Kolonialkriegen, ſie alle wurden unter-
nommen, angeblich um das Leben und Eigentum von National-
genoſſen zu ſchützen. Es iſt deshalb notwendig, dieſen gemein-
gefährlichen Lügen beizeiten entgegenzutreten.

Zunächſt ein Wort über die Fremdenlegion. Es ſind das
zwei Kolonialregimenter, die ſich aus Freiwilligen in der
großen Mehrheit Ausländer zuſammenſetzen. Die Soldaten
der Fremdenlegion unterſtehen der franzöſiſchen Militär-
gerichtsbarkeit, die, wie jede Militärgerichtsbarkeit, drakoniſch
iſt, aber bei weitem nicht ſo ſtreng gehandhabt wird, wie z. B.
die deutſche. Soldatenmißhandlungen, wie in der deutſchen
Armee, gibt es nicht. Solange eine allgemeine internationale
Regelung nicht herbeigeführt wird, kann man Frankreich nicht
verbieten, was dem Papſt und Holland erlaubt iſt. Solange
muß aber eine Agitation allein gegen die franzöſiſche Fremden-
legion als eine gegen Frankreich gerichtete Hetze aufgefaßt
werden. Warnen ſoll man natürlich vor jeder Anwerbung in
die Fremdenlegion, wegen des unzuträglichen Klimas, der Ge-
fahren und der unvermeidlichen ſittlichen Verrohung.

Gibt es ſonſt in Frankreich einen Deutſchenhaß? Ein ſolcher
beſtand unleugbar nach dem Kriege von 1870-71. Aber der iſt
heute verſchwunden. Jn Frankreich werden deutſche Theater-
ſtücke und deutſche Opern aufgeführt, die, wie die Wagner-
opern in der ſtaatlichen Pariſer Großen Oper, zu den beſten
Einnahmequellen gehören. Nach der Berufszählung von 1905
gibt es in Frankreich 4118 deutſche, 6998 ſchweizeriſche und 1031
öſterreichiſche Unternehmer. Von dieſen iſt ſicher noch nie über
Deutſchenhaß geklagt worden. Wir ſprechen hier nur von den
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden, weil dieſe auf das kaufende
Publikum angewieſen ſind. Nein, die Erzählungen von den
Verfolgungen, denen Deutſche in Frankreich ausgeſetzt ſind,
ſtammen nicht aus Frankreich. Deren Quellen ſind in den

Redaktionstintenfäſſern der nationaliſtiſchen Preſſe Deutſch
lands zu ſuchen. Es iſt deshalb notwendig, den Schwindlern
gehörig auf die Finger zu klopfen.

Fortſchritte der Mafſenmordtechnik.

Der Poſt wird geſchrieben: Artillerie und Maſchinen
gewehre, deren Bedienungsmannſchaften durch Schutzſchilde ge
deckt ſind, bieten derzeit der Jnfanterie, ſelbſt auf nahe Ent-
fernungen, faſt unverwundbare Ziele. Dem abzuhelfen iſt jetzt
das Beſtreben der Geſchoßtechniker. Zwei Arten von Panzer-
geſchoſſen ſind, wie uns von heerestechniſcher Seite mitgeteilt
wird, bereits konſtruiert. Das eine Geſchoß hat nur eine ge-
härtete Stahlſpitze, die mit der aus Blei beſtehenden Geſchoß-
füllung durch einen Stahlmante verbunden iſt. Dieſe Ge-
ſchoßart hat ſich jedoch nicht als zweckentſprechend erwieſen,
denn beim Auftreffen auf ein Schutzſchild werden Stahlmantel
und Bleifüllung abgeſtreift; die allein weitergehende Stahl-
ſpitze hat aber keine ausreichende Wirkung. Beſſer verhalten
ſich Geſchoſſe mit einem Stahlkern, der von einer Bleifüllung
umgeben und mit ihr durch einen Stahlmantel zuſammenge-
halten wird. Zwar ſtreifen ſich auch hier Füllung und Mantel
beim Auftreffen auf den Schutzſchild ab, aber der weitergehende
Geſchoßkern beſitzt noch genügend Durchſchlagskraft, um hinter
dem Schilde befindliche Menſchen außer Gefecht zu ſetzen.
Während ein 4 Millimeter ſtarker Schutzſchild gegenüber dem
deutſchen S-Geſchoß noch auf 400 bis 300 Meter deckt, wird der
gleiche Schild von einem Stahlkerngeſchoß bis auf wenigſtens
1000 Meter durchſchlagen. Oeſterreich-Ungarn iſt bislang der
einzige Staat, der die daraus ſich ergebenden Folgerungen ſchon
gezogen und ſeine Jnfanterie mit einem Panzergeſchoß aus-
geſtattet hat.“

Sicher geht dieſe Notiz von Intereſſenten aus. Selbſt
verſtändlich muß nun auch das deutſche Heer das Panzergeſchoß
erhalten. Man ſieht hier aber wieder, wie ein Keil den andern
treibt. Faſt jeder Tag bringt Meldungen von Neuerungen auf
kriegstechniſchem Felde. Solche Produktivität auf kultu-
rellem Gebiete würde der Menſchheit dienlicher ſein.

Deutſches Reich.
Der Gnadenerlaß. Offiziös wird gemeldet: „Der Aller

höchſte Erlaß vom 16. Juni d. J., betreffend Erlaß und Mil
derung von Strafen aus Anlaß des Regierungs-Jubiläums,
iſt nunmehr im weſentlichen zur Durchführung gelangt. Er
bat zu einer ſehr großen Zahl von Allerhöchſten Gnaden-
erweiſen geführt; ihre Zahl beläuft ſich auf ungefähr 24 000.“

Dieſe Angaben beſagen gar nichts, da ſie nichts darüber
enthalten, welche Klaſſen der „Straftaten“ begnadigt
wurden. Bei den Hunderttauſenden von Gefangenen bedeuten
24 000 „Begnadigte“ nicht viel.

Milderung des Militärſtrafgeſetzbuches. Das furchtbare
Erfurter Zuchthausurteil gegen einige Reſerviſten hatte den
Reichstag faſt einmütig zu dem Entſchluß veranlaßt, von der
Reichsregierung bezw. vom Bundesrat eine Milderung der
militäriſchen Strafbeſtimungen zu verlangen. Bald ſetzte
gegen dieſen Beſchluß eine wilde Agitation reaktionärer Ele-
mente ein, und es ſchien, als ob infolge dieſer Agitation die
Ausführung des Reichstagsbeſchluſſes auf die lange Bank ge
ſchoben werden ſollte. Nunmehr wird offiziös gemeldet, daß
ſämtliche Bundesregierungen ihre Zuſtimmung zu dem Geſetz
entwurf gegeben haben und daß das Geſetz in der neueſten
Nummer des Reichsgeſetzblattes veröffentlicht werden wird.

Die Polizeiſtunde für Wirtſchaften. Eine einſchneidende
Polizeiverordnung in Sachen der Polizeiſtunde für Schankwirt-
ſchaften hat der Regierungspräfident in Liegnitz erlaſſen.
Demnach müſſen alle Branntweinſchänken im ganzen
Regierungsbezirk ſtets um 9 Uhr abends, die übrigen Gaſt-
wirtſchaften auf dem Lande um 10 Uhr, in den Städten
um 12 Uhr geſchloſſen werden. Petitionen aus Gaſtwirtskreiſen
gegen dieſe Beſchränkungen waren erfolglos, der Bezirksaus-
ſchuß billigte die Anordnung, die am 1. Januar 1914 in Kraft
tritt.

Politiſch iſt die Angelegenheit nicht ohne Bedeutung, weil
die Polizeibehörden den Verſuch machen, die Schlußſtunde auch

auf öffentliche politiſche Verſammlungen an-
zuwenden und ſich dabei auf die Entſcheidungen unterer Ge-
richtsinſtanzen berufen. Die ganze Verfügung kann alſo auch
als arges Hindernis gegen unſere Agitation angewendet
werden.

Keine Familienzulage für kinderreiche preußiſche Be
amte. Gegenüber der Preſſemeldung, die preußiſche Regie-
rung wolle kinderreichen Beamten, die bis zu 3000 Mk. Gehalt

betr. Familienzulagen gewähren, ſchreibt die Regierungs
preſſe:

Das Abgeordnetenhaus hatte in der letzten Tagung in
einer Entſchließung die Staatsregierung erſucht, Teuerungs-
zulagen an kinderreiche Unterbeamte und mittlere Beamte
mit einem 3000 Mk. nicht überſchreitenden Gehalt in allen
Verwaltungen unter Abſtufung nach der Zahl der Kinder zu
ewähren. Dieſer Anregung dürfte aber zunächſt keine
olge gegeben werden. Wenn die Staatsregierung der

Frage der Gewährung von Familienzulagen an ſich durch
aus ſympathiſch gegenüberſteht und auch eine wohlwollende
Prüfung vornehmen will, ſo müſſen doch vor Eintritt in
dieſe zunächſt ausreichende Unterlagen beſchafft werden.

Was nützt den Beamten das „Wohlwollen“ der Regierung,
wenn ihre Familien wegen ungenügender Subſiſtenzmittel
darben müſſen.

Der Abſchluß des Balkanfriedens.
Am Sonnabend und Sonntag fanden die Schluß-

ſitzungen der Friedenskonferenz in Bukareſt ſtatt. Es wurde
beſchloſſen, die Frage der Entſchädigungen dem Haager Schieds-
gerichte zu überlaſſen. Zur Rektifizierung der alten ſerbiſch-
bulgariſchen Grenze wurde eine Kommiſſion eingeſetzt, und die
bulgariſchen Delegierten gaben eine neue Erklärung in der
Frage der Reviſion ab. Sie gaben der Hoffnung Aus-
druck, die Großmächte würden den Opfern Bulgariens
und den nationalen ſowie wirtſchaftlichen Erforderniſſen ent-
ſprechend die Lage Bulgariens verbeſſern. Die
übrigen Delegierten antworteten, daß der auf dem Gleichge-
wicht beruhende Frieden definitiv ſei und die bulgariſche
Erklärung die Rechtskraft des Friedens nicht berühre. Die
allgemeine Auffaſſung unter den Delegierten geht dahin, daß
der Friede nicht revidiert werden wird.

Jn der Sonntagsſitzung brachte der Sekretär Piſſoski den
amtlichen Text des Friedensvertrages, wie er von den Sekre-
tären der intereſſierten Mächte durch Vergleichen feſtgeſtellt
worden war, zur Verleſung. Der Vertrag wurde in alpha-
betiſcher Reihenfolge unterſchrieben, und nur die Chefs der
Delegationen fügten ihre Siegel bei. Salven der Bukareſter
Forts kündigten dieſen Augenblick, in dem der unwiderrufliche
Friede geſchloſſen wurde, an. Sodann gab Venizelos im
Namen der Konferenz dem Miniſterpräſidenten Majorescu
gegenüber der einmütigen Dankbarkeit Ausdruck für ſeine Un-
parteilichkeit, ſeinen Takt und für die weiſen Ratſchläge, die
er den Delegationen in den Sonderkonferenzen gegeben habe.
Majorescu dankte und ſtellte feſt, daß die Konferenz in Buka-
reſt, die am 30. Juli begann, ihre Arbeiten am 10. Auguſt
beenden konnte. Dann erklärte er die Verſammlung offiziell
für geſchloſſen. Die Konſerenz wird am nächſten Dienstag ein
letztes Mal zuſammentreten, um untergeordnete Förmlichkeiten
zu erledigen und ſich das Schlußprotokoll vorlegen zu laſſen.

Unzufriedenheit in Bulgarien.Sofiaga, 10. Auguſt. Alle hieſigen Vereine und Korpora-
tionen, ſowie Auswanderer und Flüchtlinge aus Mazedonien
bereiten eine Proteſtkundgebung gegen die Beſtim-
mungen des Bukareſter Friedensvertrages vor.

Jnformierte Wiener Kreiſe behaupten, daß ſich Bulgarien
am Vorabende eines inneren Umſturzes befinde. Es ſei als
ſicher anzuſehen, daß die zurückkehrende Armee mit ihren
Offizieren, die zehn Monate mit ihrem Blute für die natio-
nale Befreiung ihrer Brüder in Mazedonien und Thrazien
eingetreten ſind, unnachſichtlich Rechenſchaft von den Vex-
rätern der Jdeale des bulgariſchen Volkes fordern werden.

Um Adrianopel.
Konſtantinopel, 10. Auguſt. Das Miniſterium des

Aeußeren ſetzte den Wortlaut der Verbalnote feſt, die der
Großweſir Montag den Botſchaftern als Antwort auf die Mit-
teilung der Mächte übermitteln wird. Sie motiviert kurz den
Standpunkt der Pforte, die eine Herausgabe Adria-
nopels ablehnt.

Paris, 10. Auguſt. Der ottomaniſche Botſchafter teilte
dem Miniſter des Aeußeren, Herrn Pichon mit, daß die Türkei
ſelbſt gegen eine andere territoriale Entſchädigung Adrianopel
nicht freiwillig räumen werde.

Die Südſlawiſche Korreſpondenz meldet: Die Türkei iſt feſt
entſchloſſen, Adrianopel und Thrazien zu behalten. Die Türkei
ſei gewillt, Bulgarien den Krieg zu erklären, falls Bulgarien
die formelle Rückerſtattung des geſamten Gebietes ablehne.

Ein deutſcher Wink.
Der frivole Streich Oeſterreichs und Rußlands (die

bekanntlich eine Reviſion des Friedensvertrages verlangen),
findet überall Abſagen und Proteſte. Der König Karol von
Rumänien richtete an Wilhelm II. ein Freudentelegramm,
in dem es heißt: „Nach Ueberwindung von bedeutenden Schwie-
rigkeiten iſt der Friedensſchluß geſichert, der dank dir ein
definitiver bleibt.“ Wilhelm dankte und beſtätigte da-

Vor 20 Jahren.
Am 8. Auguſt vor 20 Jahren wurde in Zürich, genau 20

Jahre nach dem letzten Kongreß der alten Jnternationale,
jener Jnter nationale Sozialiſten- Kongreß er-
öffnet, deſſen Beſchlüſſe bis zum heutigen Tage lebendig wir-
kende Kraft und eine beſondere Bedeutung erhalten haben.
Karl Bürkli, der ſchweizeriſche Veteran, ſprach auf dieſem
Kongreß das erſte, Friedrich Engels, der wiſſenſchaft
liche Vorkämpfer der Jnternationale, das letzte Wort, beide
voller Stolz darauf hinweiſend, daß aus dem Häuflein ver-
folgter Sozialiſten und Kommuniſten ein Millionenheer
kampfesfreudiger klaſſenbewußter Proletarier geworden ſei,
daß die Verbrüderung der Völker vorbereite durch die Ver-
brüderung der Arbeiter aller Länder.

zig Jahre vorher hatte die alte Jnternationale, ge-
gründet 1864 in London, ihre Wirkſamkeit einſtellen, ſich vom
Schauplatz zurückziehen müſſen. Es war die Zeit, wo die Wut
der Reaktion, die ſich im Blute der glorreichen Kommune von
Paris berauſcht hatte, aufs höchſte geſtiegen war. Aber die
neue Jnternationale wurde bald ſtärker als die alte, und ganz
beſonders der Kongreß von Zürich trug weſentlich dazu bei.

Freilich: anfangs wollte es ſcheinen, als ob er fruchtlos ver
Iaufen ſollte. Wie auf den Kongreſſen in Brüſſel und Paris
mußten ſich die Delegierten erſt einige Tage mit den An-
archiſten auseinanderſetzen, denen der Kongreß die Legiti-
mation, klaſſenbewußte Arbeiter zu vertreten, abſprach. Aber
ſchon bei der Beratung der politiſchen Taktik der
Sozialdemokratie, als ſcharf die Grenzlinien zwiſchen
„Sozialiſten“ und Sozialdemokraten gezogen wurden, konnte
der alte Liebknecht konſtatieren, daß „nach den heftigen Ver-
ßandlungen der erſten Tage ſich nun eine wunderbare
Harmonie herausgeſtellt hat“. Jn der Tat wurde ſo-
uſagen einſtimmig die Grundlage für eine Taktik geſchaffen,zie im weſentlichen noch heute für die Genoſſen aller Länder

maßgebend iſt und an deren wichtigſte Beſtimmungen zu er-
innern gerade heute intereſſant und lehrreich iſt.

Der Züricher Kongreß brach damals mit einem ſich als ge-
lich erwieſenen Opportunismus, d. h. mit dem Glauben,i Nachgiebigkeit und allerlei Rückſichtnahmen

weiter komme als durch ſcharfe, prinzipielle Betonung der
Forderungen des klaſſenbewußten Proletariats. Der Kongreß
roftamierte die politiſche Aktion als notwendig ſowohl zum

der Agitation und der rückhaltloſen Kundgebung der
ien des h z z W Zwed en Sen en erfoe h

Mittel zum Zweck ſſein könne, daß der Hauptzweck die
Emanzipation des Proletariats ſei, die zu er-
ringen auch die Gewerkſchaftsbewegung „durchaus
unentbehrlich“ ſei. Der Züricher Kongreß forderte die Arbeiter
aller Länder auf, von ihren politiſchen Rechten Gebrauch zu
machen (was die Anarchiſten damals wie heute bekämpfen),
politiſche Rechte ſich zu erobern, wo ſie ſie noch nicht haben,
„aber nur zu dem Zwecke ſich die politiſche Macht
zu erobern zur Befreiung des Proletariats
von der Herrſchaft des Kapitalismus“.

Gegenüber den Gefahren der Korruption durch den Parla-
mentarismus, die der Kongreß keineswegs verkannte die
einzige Konzeſſion, die man den Anarchiſten machte betonte
der Kongreß ſcharf, daß von Vertretern der Arbeiter in Parla-
menten „keine Kompromiſſe mit bürgerlichen Parteien einge-
gangen werden dürfen, durch welche auch nur ein Tüpfelchen
von dem Klaſſencharakter des Proletariats verloren gehen
könnte“. Jeder Kompromiß halte die Vernichtung des Kapi-
talismus nur auf. Bei allen Kämpfen ökonomiſcher oder
politiſcher Art müſſe „das revolutionäre Ziel der
ſozialiſtiſchen Bewegung, die vollſtändige ökonomiſche, politiſche
und moraliſche Umgeſtaltung der heutigen Geſellſchaft in den
Vordergrund geſtellt werden“, und in keinem Falle dürfe „die
politiſche Aktion als Vorwand für Kompromiſſe und Allianzen
dienen, die eine Schädigung unſrer Prinzipien oder unſrer
Selbſtändigkeit bedingen“.
greß Ausnahmen zu, die noch kein allgemeines Wahlrecht haben,
„aber unter der ausdrücklichen Bedingung, daß durch einen
Kompromiß nicht die geringſte Konzeſſion gemacht werden
dürſe, welche von den Prinzipien der Arbeiterſache auch den
kleinſten Teil verwiſchen würde“.

Spätere Kongreſſe haben gerade dieſe Beſtimmungen immer
wieder erneuert und aufgefriſcht und erklärt, daß nur ihre
ſtrenge Befolgung imſtande ſei, die Jnternationale zu Siegen
und Erfolgen zu führen.

Daneben leiſtete der Züricher Kongreß von 1893 poſitive
Arbeit durch Schaffung von Maßnahmen zur internationalen
Durchführung des Achtſtundentages und der Mai-
feier-Demonſtrationen und forderte die Arbeitervertreter aller
Länder energiſch auf, für den geſetzlichen Schutz der Ar
beiterinnen einzutreten. Bei der Beratung fiel damals
aus dem Munde der Genoſſin Luiſe Kautsky das ſchöne Wort:
„Wir ſtellen unfre Forderung auf Schutz der Frauen nicht im
Intereſſe unſeres eignen Ceſchlechtes, ſondern zur Förderung
der Jntereſſen der ganzen Geſellſchaft. Die Männer kämpften
bisher nur mit einem Arm, der linke Arm, die Frau, fehlte;
wird die Frau noch mit einbezogen dann iſt erſt der ganze
Kämpier fertig.

Nur für jene Länder ließ der Kon

ſpricht.

Ganz beſonders aktuelle Bedeutung aber hat, was der
Züricher Kongreß vor 20 Jahren zur Stellung der
Sozialdemokratie im Kriegsfalle geſagt und zum
Beſchluß erhoben hat. Er lehnte den Antrag der Holländer,
im Kriegsfalle ſofort mit dem Generalſtreik zu antworten, ab,
lehnte auch die Dienſtverweigerung ab, verpflichtete aber die
Arbeiter aller Länder „mit Aufgebot aller Kräfte den chauvini-
ſtiſchen Gelüſten der herrſchenden Klaſſen entgegenzutreten,
das Band der Solidarität aller Länder immer feſter zu ſchlin-
gen und unabläſſig auf die Beſeitigung des Kapitalismus hin-
zuwirken, der die Menſchheit in zwei feindliche Heerlager ge-
teilt hat und die Völker gegeneinander hetzt. Mit der Auf-
hebung der Klaſſenherrſchaft verſchwindet auch der Krieg.
Der Sturz des Kapitalismus iſt der Weltfri e de“!

Das gilt für Auguſt 1913 wie es für 1893 gegolten hat, und
das wird Gültigkeit haben, ſolange die Sozialdemokratie be
ſteht. Heute, wo dieſe Proklamation 20 Jahre alt wird, be-
nützen wir gern die Gelegenheit, unſere Jugend daran zu er-
innern, was unſere Vorkämpfer für ſie und uns beſchloſſen
haben, zu ermahnen, mitzuhelfen, daß aus den rund zehn
Millionen, die heute hinter dem Banner der roten Jnter-
nationale ſtehen, recht bald 50 Millionen werden. Denn ge
rade zur Beherzigung für die Jugend gilt das Wort, das der
greiſe Karl Bürkli damals geprägt hat: Kein Heiland wird
das Volk erlöſen, es muß ſich ſelbſt erlöſen!

Jntereſſantes von der Bernſteingewinnung.
Früher wurde bekanntlich der Bernſtein ausſchließlich aus

dem Meere gewonnen, ſei es, daß man die durch die Flut aus
geworfenen Stücke am Strande auflas, ſei es, daß man ihn
durch Taucher, Schleppnetze oder Bagger direkt vom Meeres-
boden heraufholte. Neuerdings wird jedoch die Hauptmenge
des Bernſteins auf bergmänniſchem Wege aus der ſogenannten
blauen Erde des Schlammlandes gewonnen. Es iſt nun inter-
eſſant, zu erfahren, welche großen Mengen der blauen bern-
ſteinhaltigen Erde man fördern muß, um daraus in beſonderen
Aufbereitungsanlagen nur verhältnismäßig geringe Mengen
dieſes „deutſchen Edelſteins“ zu gewinnen. Darüber gibt uns
der Bericht der Direktion der Königl. Bernſteinwerke für 1912
einige Auskunft. Jn demſelben wird ausgeführt, daß in dem
genannten Jahr aus je 1000 Kilogramm der geförderten Blau-
erde nur etwa Kilogramm Bernſtein ausgewaſchen wurde,
was einem Gehalte des Fördergutes von 0,05 Prozent ent

J



mit dieſe Angaben. Da dieſe Telegkcüänme jetzt veröffentlicht
werden, iſt wohl damit an Oeſterreich ein Wink gegeben, nun
den Frieden als endgültig geſchloſſen anzuerkennen.

Im übrigen ernannte Wilhelm II. den griechiſchen
König zum „Generalfeldmarſchall“.

Das Glück der Pumper.
Wer höflich behandelt werden will, muß Schulden machen!

Für den, der bis über die Ohren in Schulden ſteckt, ſind die
Gläubiger ſehr beſorgt! So geht es auch im Leben der Völker!
Die Türkei hat das Pumpen verſtanden! Sie zeigt nun den
Gläubigern, die hilf- und ratlos zuſahen, als die Türkei von
verſchiedenen Seiten angegriffen wurde, ihre gute Poſition als
Schuldner! Die Mächte drohten, der Türkei die Geldzufuhr
abzuſchneiden, wenn, ja, wenn ſie nicht auf den Wiederein-
marſch in das verlorene Gebiet Thraziens verzichte. Darob
lachen die Türken. Sie wiſſen ganz genau, daß das leere
Drohungen ſind. Je mehr nämlich die Türkei wirtſchaftlich
geſchwächt wird, um ſo mehr haben die Gläubiger Ausſicht, die
Koſten zu bezahlen, und ein tkürkiſcher Staatsbankrott würde
an den Börſen nicht zuletzt in Deutſchland ſchauderhafte
Verheerungen anrichten. Das offiziöſe Blatt Tannin bemerkte
zu den Drohungen, die Türkei finanziell aufs Trockene zu
ſetzen. höhniſch, ob man etwa glaube, die Türkei werde ihre
Soldaten hängen laſſen, um ihre Schulden zu bezahlen?
Die taärkiſche Regierung verwandte nun Gelder, die eigentlich
den Gläubigern gehörten, zur Beſtreitung ihrer militäriſchen
Ausgaben. Die Gläubiger mögen die Fäuſte ballen: ſie
können nichts machen ohne ſich ſelbſt ins eigene Fleiſch zu
ſchneiden!

Frankreich.
Antimilitariſtiſche Demonſtration. Jn Paris kam es bei

dem militäriſchen Zapfenſtreich zwiſchen Antimilitariſten und
Nationaliſten, welche an der Straßburg-Statue eine Kund-
gebung veranſtalten wokllten, zu einer Rauferei. Die Polizei
ſchritt ein und vertrieb die Antimilitariſten, welche in der Rue
Royale die Schaufenſter einiger Juweliere zertrümmerten und
angeblich „Beſchimpfungen“ gegen die Armee ausſtießen. 10
Antimilitariſten wurden verhaftet.

Ein franzöſiſcher Polizeiſkandal. Nach einer Meldung des
Petit Pariſien iſt in Paris ein großer Polizeiſkandal zu er-
warten. Ein Brigadier und ſechs Beamte ſind in Unterſuchung
gezogen, weil ſie ſich beſtechen ließen, verſchiedene Leute unter
Anſchuldigung erfundener Vergehen zu verhaften. So ſoll eine
junge Frau, welche ſich an ihrem Liebhaber rächen wollte, die
Poliziſten beſtochen haben, dieſen als Zuhälter zu arretieren.
Er ſei auch in dieſem Sinne verurteilt worden. Auch andere
Fälle von Beſtrafungen auf Grund falſcher Anſchuldigungen
werden erzählt.

Finnland.
Die Wahlſiege der Sozialdemokrati:. Aus Helſingfors wird

gemeldet: Das nunmehr feſtgeſtellte Wahlreſultat ergibt fol-
genden Beſtand des neuen Landtages: 90 Sozialdemokraten,
38 Altfinnen, 29 Jungfinnen, 25 Schweden, 28 Agrarier. Jm
Vergleich mit den Wahlen 1911 gewannen die Sozia-
liſten 4 neue Sitze, die Jungfinnen einen, die Agrarier 2,
die Altfinnen verloren 5, die Schweden einen, die Chriſtlichen
Arbeiter einen Sitz; letztere ſind infolgedeſſen ganz aus dem
Landtag verdrängt.

England.
Der Frauenkampf für das Stimmrecht. Aus London wird

gemeldet: Vor dem Whitehallgebäude kam es am Sonntag
nachmittag zu Tumulten. Als nach einer Demonſtration auf
dem Trafalgar-Square die bekannte Anhängerin des Fräuen-
ſtimmrechts, Sylvia Pankhurſt, die Volksmenge nach der
Downingſtreet führte, offenſichtlich in der Abſicht, dort eine
Verſammlung abzuhalten, griffen die Poliziſten gewaltſam
ein. Nach einem ſcharfen Handgemenge mit der Polizei wurde
die Menge zerſtreut. Sylvia Pankhurſt und 14 andere Per-
ſonen wurden verhaftet.

Politiſche Auslandsnachrichten.
Barcelonaga, 9. Auguſt. (Polizeiliche Meldung.) Die

Schuhmacher haben die Arbeit wieder aufgenommen. Der
Wunſch der Streikenden, zu einer Löſung zu kommen, macht
ſich immer mehr geltend. Die Polizei hat in einer Schenke
neun Streikführer verhaftet, die Streikbefehle vorbereiteten,
welche in verſchiedenen Gegenden Kataloniens verbreitet wer
den ſollten. Jn Sabadell haben 6000 Ausſtändige beſchloſſen,
die Arbeit wieder aufzunehmen. Jn Zorroza ſind 550 Metall
arbeiter in den Ausſtand getreten.

Neuyork, 10. Auguſt. Die mexikaniſche Frage
ſcheint ſich zu klären. Die Gemüter haben ſich beruhigt und
man hofft, daß ein Krieg zwiſchen Mexiko und den Vereinigten
Staaten vermieden werden könne und wartet ruhig die Ankunft
Linds, des Geſandten des Präſidenten, in Mexiko ab. Die
Vereinigten Staaten wollen den proviſoriſchen Präſidenten von
Mexiko nur ermahnen, die Verſprechungen zu erfüllen, die er
bei Uebernahme der Regierung nach Maderos Tod amtlich ab
gegeben habe, nämlich, in Mexiko ſofort Wahlen ſtattfinden
zu laſſen und eine konſtitutionelle Regierung herzuſtellen.

Nur echt mit dem Namenszug des Erfinders
Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Oskar Liebreich

a

Sanel

Aus der Partei
Zur Kritik der Reichstagsfraktion.

Jn den letzten Tagen haben ſich eine große Anzahl Partei-
konferenzen und Parteiverſammlungen mit der Taktik der
Reichstagsfraktion bei den Deckungsvorlagen beſchäftigt. Jn
den meiſten Fällen ſtanden ſich die Meinungen ſchroff gegen-
über. Jn wichtigen Parteiorten wurde gewöhnlich die Zu-
ſtimmung zum Wehrbeitrage und zu der Vermögenszuwachs-
ſteuer ſcharf mißbilligt, ohne daß jedoch Beſchlüſſe gefaßt wur-
den. Die einzige Organiſation, die durch einen klar formu-
lierten Beſchluß die Haltung der Fraktion mißbilligt, iſt
(nach unſerer Ueberſicht) bisher die Halleſche geweſen, doch
haben ſich eine Reihe von Reichstagsabgeordneten in gleichem
Sinne erklärt. Jn Dresden fand eine große Verſammlung
für mehrere Wahlkreiſe ſtatt, in der die Abgg. Rühle und
Horn und Landtagsabg. Fleißner die Fraktionstaktik ver-
warfen. Jn einer zweiten Verſammlung für den Kreis
Dresden-Neuſtadt ſtellte ſich der neue Reichstagskandi-
dat (der Kreis ſteht vor der Neuwahl an Stelle des verſtorbenen
Gen. Kaden) Gen. Buck auf den Standpunkt der Fraktion.

Abg. Gradnauer: Hahrzehntelang haben wir den Ge-
danken der Beſitzſteuern propagiert, und nun, wo wir ihn in
etwas erreicht haben, dagegen ſtimmen oder ſich der Stimme
enthalten, wäre ein großer Fehler geweſen. 1906 hat die Frak-
tion für die Erbſchaftsſteuer geſtimmt, 1909 in zweiter Leſung
für die Nachlaßſteuer, alſo wiederum das Verbrechen begangen,
und nun, nachdem wir monatelang gewirkt haben, ſollen wir
auf einmal ſagen: Nein! Das iſt ganz unmöglich. Dann
müſſen wir auch in den Kommiſſionen überall von Anfang an
Nein ſagen. Und ſchon 1908, bei der Flottenvorlage, brachte die
Fraktion einen Antrag ein, der beſagte:

„Falls die Ausgaben des Marine-Etats den Betrag von
117 Millionen überſchreiten, werden ſie durch eine Reichsein-
kommenſteuer auf die Einkommen von 6000 Mk. an gedeckt.“

Ob die Maſſen unſere Haltung verſtehen, braucht man nicht
überſchätzen, aber auch nicht unterſchätzen. Es würde immerhin
ſchwierig ſein, den Wählern begreiflich zu machen: Seither
haben wir. immer dafür agitiert, jetzt ſtimmen wir dagegen. Die
Erfolge von 1912 verdanken wir nicht zum wenigſten der ſcham-
loſen Steuergeſetzgebung von 1909, und nun kommt eine direkte
Steuer da ſollen wir dagegen ſtimmen? Den Gegnern
hätten wir eine gute Waffe in die Hand gedrückt. Wie würde
es in Zukunft ſein? Die Regierung könnte leicht erklären: Wir
wollten eigentlich eine Beſitzſteuer bringen, aber die bringen
wir nicht durch, da ſtimmen die Sozialdemokraten dagegen Der
Parteitag in Jena wird wohl mit überwältigender Mehrheit
den Standpunkt der Fraktion gutheißen.

Abg. Rühle: Bei der Deckungsvorlage handelt es ſich nicht
darum, ob Komerzienräte Steuern zahlen wollen oder nicht,
ſondern ob wir die Vorlage als eine politiſche Frage anſehen,
wie er (Rühle), oder als eine Finanzfrage, wie Gradnauer.
Wir müſſen den Militarismus bekämpfen um jeden Preis; dies
bleibt aber leere Demonſtration, wenn wir ihm die Mittel be-
willigen. Und dabei kommt es gar nicht darauf an, wer die
Koſten trägt, der Verwendungszweck muß unſere Haltung be-
ſtimmen. Unſer Kraft liegt nicht im Parlamentarismus. Die
110 Mann haben nicht den Einfluß, den ihnen Gradnauer zu-
ſchreibt. Eine neue politiſche Aera iſt nicht eingetreten. Die
Beſitzenden ſagen nun auf Jahr und Tag: Wir haben bezahlt,
jetzt laßt uns fernerhin in Ruhe. Neue indirekte Steuern wer-
en kommen. Den Maſſen wäre unſere Stellungnahme ſehr

verſtändlich geweſen. Wir wirken bei vielen Geſetzen mit,
ſuchen zu verbeſſern, was wir können, und bei der Schluß-
abſtimmung entſteht doch immer die Frage: Können wir dieſes
Geſetz annehmen oder müſſen wir es ablehnen? Die Abflau-
ung in unſerer Organiſation ſcheint mir ein Zeichen des
Schwindens des Vertrauens in unſere Partei zu ſein, das ein
getreten iſt, ſeitdem in der Partei die Taktik des Dämpfens zu
verzeichnen iſt. Wir haben uns mit dieſer Abſtimmung auf die
Bahnen der Liberalen begeben. Hoffen wir, daß der Parteitag
die Fraktion zu unſeren Grundſätzen zurückruft. Ein Be
ſchluß wurde nicht gefaßt.

Jn Chemnitz wurde das Verhalten der Fraktion von einer
ganzen Anzahl von Genoſſen lebhaft getadelt. Genoſſe Heckert
bemerkte, daß die Unruhe in den Reihen der Partei grund-
ſätzlicher Natur ſei, daß die Fraktion im Reichstage ſeit Jahren
zu ſehr opportuniſtiſche Politik getrieben und den bürgerlichen
Parteien zu ſehr Rechnung getragen habe. Den Genoſſen im
Lande fehle eine gründliche Durchbildung. Feſt ſtehe, daß die
Fraktion ſich an das Programm gehalten und die finanziellen
Laſten den Reichen auferlegt habe. Beſſer wäre es aber ge-
weſen, wenn ſie die Mittel für die Verſtärkung des Militärs
verweigert hätte. Der Abgeordnete Noske hatte dem gegen-
über einen recht ſchweren Stand, als er die Haltung der Frak-
tion zu rechtfertigen ſuchte.

Jn einer Lübecker Verſammlung trat der Reichstags
abgeordnete Schwartz als Ankläger gegen die Fraktion auf.
Er bedauerte, daß die Reichstagsfraktion ihren bewährten
früheren Standpunkt: dieſem Syſtem keinen Mann und keinen
Groſchen verlaſſen habe. Jn der Fraktion hätte in dieſer
Frage große Unklarheit geherrſcht, die nur durch Abhaltung
von Sonderkonferenzen, die der Parteitag in Chemnitz leider
unterſagt habe, hätte beſeitigt werden können.

Jn Roſtock ſprach Abg. Gen. Dr. Herzfeld- Berlin. Er
verurteilte die Zuſtimmung der Fraktion zu den Beſitzſteuern;
denn damit hätte die Sozialdemokratie dem Militarismus
Konzeſſionen gemacht. Redakteur Gen. Staroſſon wandte ſich
entſchieden gegen dieſe Darſtellung und verteidigte den Frak-
tionsbeſchluß. Die Fraktion habe in jener Situation zu ent-
ſcheiden gehabt, wer die Steuern tragen ſolle, und ſie habe hier-

NMandelmilch-Pflanzenbutter-Hargarine

bei die Jntereſſen des Proletariats wahrgenommen ſie habe
gehandelt, wie die Parteitagsbeſchlüſſe bei den ähnlich ge
lagerten Abſtimmungen über das Budget es zulaſſen. Von
einer Beſchlußfaſſung ſah die Verſammlung ab.

Jn einer Breslauer Verſammlung begründete derReichstagsabgeordnete Genoſſe Feld mann die Zuſtimmung
der Reichstagsfraktion zu den Beſitzſteuern. Jn der Diskuſſion
unterſtrichen zwei Redakteure der Breslauer Volkswacht die
Ausführungen des Referenten, während ein dritter Redner
unter dem Widerſpruch der Verſammlung die Haltung der
Fraktion kritiſierte. Genoſſe Redakteur Darf betonte darauf,
wenn jetzt endlich einmal der Weg der Beſitzſteuer zur Deckung
der Militärlaſten beſchritten worden ſei, ſo liege darin ein
großes Verdienſt unſerer Reichstagsfraktion.

Auf der Landesverſammlung der heſſiſchen Sozialdemo-
kraten in Mainz wurde am geſtrigen Sonntage auf An-
trag Davids gegen eine Stimme beſchloſſen, dem Jenager
Parteitag eine Reſolution zur Annahme zu empfehlen, in der
ausdrücklich die Billigung der Zuſtimmung der Reichs-
tagsfraktion zu dem Beſitzſteuergeſetz ausgeſprochen wird.

Volkswirtſchaftliches.
Wie lange noch?

Angeſichts der neueren Erſcheinungen am Getreidemarkt
muß man die Frage aufwerfen: wie lange noch ſoll das ſkan-
dalöſe Syſtem der Ausfuhrprämien das Volk ver
höhnen und plündern? Man denke nur die Arbeitsloſigkeit
greift weiter um ſich, tauſende Proletarier wiſſen nicht, wie ſie
das Brot für ſich und ihre Familie beſchaffen ſollen, und dabei
werden aus der Reichskaſſe viele Millionen aufgewendet da-
mit deutſches Getreide aus Deutſchland billig ins Ausland ge
ſchafft werden kann. Berückſichtigt man die Ein- und Ausfuhr
von Roggen für die Zeit vom 1. Auguſt bis 20. Juli, dann er
hält man folgendes Bild in Doppelzentner:

1910/11 1912/13
Roggen, Einfuhr 6665 13. 2 762 757
Roggen, Ausfuhr 7 505 325 8430 715
Roggen, Ausfuhrüberſchuß 840 172 5 667 958
Roggenmehl, Einfuhr 14 367 9671
Roggenmehl, Ausfuhr 1622 776 2 134 346
Roggenmehl, Ausfuhrüberſchuß 1 608 409 2 124 675

Unterſtellt man für Roggenmehl eine durchſchnittliche Aus
beute von 60 Prozent, ſo ergeben ſich für die beiden Vergleichs-
perioden, in Roggen umgerechnet:

Ausfuhrüberſchuß
1910/11 2520 852 D. 12 604 260 Mk.
1912/13 9 209 078 46 045 390

Jn nicht ganz 12 Monaten koſtete uns demnach die Roggen-
ausfuhr, wohlgemerkt die Ausfuhr nach Abzug der Einfuhr
über 46 Millionen Mark. Wieviel Elend könnte gemil-
dert werden, wenn der Staat dieſe Summe, anſtatt ſie zum
Zwecke der Brotverteuerung den Exporteuren in die Taſche zu
ſtecken, den Zwecken der Arbeitsloſenfürſorge widmete!

An einem Beiſpiele ſei das Aufreizende, Widerſinnige, Volks-
feindliche des Ausfuhrprämienſyſtems beleuchtet. Nach den
Angaben im Reichsanzeiger koſtete in der vorletzten Woche des
Monats Juli Roggen in Berlin 177,26 Mk., in Paris 157,26 Mk.
die Tonne. Hier war ſie alſo um rund 20 Mk. billiger als in
Berlin. Trotzdem lohnt die Ausfuhr. Rechnet man mit 15 Mk.
Unkoſten für Transport uſw., dann ergäbe ſich bei einem Export
von Berlin nach Paris folgendes Exempel:

Ausfuhrprämie

Ausgaben in Berlin für die Tonne 177,26 M

Unkoſten c 15,00Summa. 192,26 Mk.

Erlös in Paris 157,26 MiAusfuhrprämie 50,00Summa: 207,26 Mk.
Mithin ein Gewinn in Höhe von 15 Mk. pro Tonne, trotz des

nur um 20 Mk. niedrigeren Preiſes in Paris. Wie lange noch
will das Volk ſolchen Skandal dulden?

Sprechſtunde der Redaktion von 12 vis 1 Uhr.

Ein Segen für Raucher,eg O
E Cigaretten

Adler Compagqnie Act Ges.

of

Bonge
y. e h W e
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Naturbutter
in Ihrem Haushalt

aufgenommen

Tausende von Hausfrauenn e n Kochen, Braten, Backen und aufs Brot.
Nachahmungen weise man zurück.

Alleinige Produzenten: Sana-Gesellschaft m. b. H., Cleve, Rheinland.
Fabrikniederlage: Prinzenstrasse [8. Telephon 663.,

Stets frisch zu haben in allen einschlägtgen Geschäften.
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Tagesordnung:

1. Bericht von der außerordentlichen General Ver-
ſammlung in Berlin.

2. Sonſtige Verbands Angelegenheiten. 2744
Sämtliche Kollegen werden hierzu eingeladen und um voll
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Tagesordnung: I. Dortras über das Thema: Glaunben, Religion,eltseele. h Herr A. Platen, Halle.Z. eZahlreichen und pünkt erwartet Der Vorſtand.
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Zur Naturgeſchichte des Abſolutismus.
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7. Friedrich Wilhelm II. v pPrenſten-
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Werſtarbeiterſtreikundgewertſchaftliche Zur

k. r. Berlin, den 9. Auguſt 1913.
Am Sonnabend beendete die außerordentliche General

verſammlung des Metallarbeiter verbandes
die Beratungen über den Werftarbeiterſtreik. Ueber die tak-
tiſchen Maßnahmen wurde unter Ausſchluß der
De ffentlichkeit verhandelt. Ebenſowenig wie die Unter
nehmer ihre Pläne verraten, haben ſolches zu tun die Arbeiter
ein Jntereſſe. Die Situation und die Vorgänge auf den
Werften waren ja ſchon, wie betont wurde, am erſten Ver
handlungstage eingehend erörtert und klargeſtellt worden, ſo
daß in dieſer Beziehung Meinungsverſchiedenheiten kaum noch
beſtanden. Es handelt ſich nun lediglich um die Entſcheidung,
ob trotz des unbeſtrittenen Diſziplinbruches der Streik anzu
erkennen oder ihm die Zuſtimmung zu verſagen ſei. Mehrere
vorliegende Reſolutionen forderten, unter Anerkennung, daß
die Streikenden ſchwere Fehler gemacht, trotzdem die Zuſtim-
mung zur Fortſetzung des Streiks und die Zahlung von Streik-
unterſtützung.

Jn der Diskuſſion wurden die Anträge teils begründet, teils
bekämpft. Die Anerkennung würde Unzufriedenheit bei
anderen Mitgliedſchaften erregen, zu weiteren Diſziplinbrüchen
reizen und das Anſehen der Organiſation in erheblichem Maße
ſchädigen. Nach der Anerkennung, daß Fehler gemacht worden
ſeien, vergäbe man ſich auch nichts, wenn die Konſequenzen ge-
zogen würden. Damit ſtärke man die Poſition der Werft-
arbeiter, die des Verbandes, wie überhaupt die der organiſier-
ten Arbeiterſchaft.

Nach ſtundenlanger, teils lebhafter, im allgemeinen aber
doch ſehr ſachlicher Diskuſſion wurde die Debatte geſchloſſen.
Dafür ſtimmten 71, dagegen 56 der anweſenden Delegierten.
28 Redner waren noch eingezeichnet. Jn ſeinem Schlußwort
wandte ſich Schlicke gegen die Anſicht, daß der Beſchluß, die
Arbeit wieder aufzunehmen, von den Unternehmern als
Schwäche gedeutet werden könne. Sie würden vielmehr darin
eine Stärke der Organiſation erblicken, die ſich kräftig genug
fühlt, einen gemachten Fehler ſelbſt zu korrigieren. Nach der
Korrektur habe man freie Hand zu neuen Aktionen. Die Nicht-
auszahlung von Unterſtützungen entſpreche dem Statut, das
der Vorſtand ſtrikte beachten müſſe. Daß auch aus Lokalkaſſen
keine Unterſtützungen gezahlt werden dürften, wenn dadurch ein
ſtatutwidriges Vorgehen der Mitglieder gefördert werden ſollte.
Die ſelbſtgegebenen Geſetze müßte man unbedingt reſpektieren.
Jn der ganzen Debatte habe kein Redner beſtritten, daß ein
grober Verſtoß gegen das Statut und gewerkſchaftliche Grund-
ſätze begangen worden ſei. Daraus ergebe ſich die zwingende
Notwendigkeit, den Fehler, ſoweit es gehe, wieder gut zu
machen. Eine nachträgliche Anerkennung des Streiks müſſe
zur Desorganiſation führen. Schlicke trat im allgemeinen für
die nachfolgende Reſolution ein:

Die außerordentliche Generalverſammlung des Deutſchen
Metallarbeiterverbandes erklärt nach den Ausführungen des
Vorſtandes und der Kollegen aus den Werftorten, in denen
die Arbeit ohne Genehmigung des Vorſtandes niedergelegt
worden iſt, daß dieſes Vorgehen nicht in Einklang zu brin-
gen ſei mit den Grundſätzen gewerkſchaftlicher Taktik und
Diſziplin.

Sie verurteilt das Vorgehen dieſer Kollegen auf das Ent-
ſchiedenſte, da es nicht geeignet erſcheint, die Stoßkraft des
Verbandes gegenüber dem einigen, geſchloſſenen Vorgehen
des Unternehmertums in der Metall-Jnduſtrie zu erhöhen.

Aus dieſem Grunde iſt die Generalverſammlung der Mei-
nung, daß der Vorſtand nicht anders handeln konnte, wie er
gehandelt hat, ſogar ſo zu handeln verpflichtet war.

Jn richtiger Würdigung der ganzen Situation, in die der
Verband durch das Vorgehen der Hamburger Kollegen ge-
bracht worden iſt, verlangt die Generalverſammlung von den
Werftarbeitern, den Kampf zu beenden.

Der Vorſtand wird beauftragt, nach Aufnahme der Arbeit
erneute Verhandlungen nachzuſuchen und den Beteiligten
vom Tage des Beginns des Streiks bis zur Wiederaufnahme
der Arbeit Streikunterſtützung zu zahlen, ſowie auch die-
jenigen Kollegen zu unterſtützen, die nicht ſofort wieder ein-
geſtellt werden.

Den Ausführungen Schlickes folgte Beifall und dann noch
einer längere Geſchäftsordnungsdebatte. Sodann kam die Ent-
ſcheidung, zuerſt durch namentliche Abſtimmung über eine
Reſolution, von der Hamburger Gruppe eingebracht, in der die
Zuſtimmung für die Fortführung des Streiks
und Zahlung von Unterſtützungen aus der Haupt-
kaſſe gefordert wurde. Die Ablehnung dieſer Reſolution er
folgte mit 76 gegen 67 Stimmen. Nun wurde über die von
Schlicke und dem Geſamtvorſtand befürwortete Reſolution
abgeſtimmt. Jhre Annahme erfolgte, ebenfalls in geheimer
„Abſtimmung, gegen 18 Stimmen. Dieſe ſetzten ſich zu
ſammen aus 4 Delegierten des Bezirks Leipzig, 7 Hamburg,
2 Stuttgart, je 1 Elmshorn, Rüſtringen und Heilbronn und
2 Berliner.

Ein Vertreter der Hamburger erklärte, daß man ſelbſtver
ſtändlich für den Beſchluß der Generalverſammlung eintreten
werde, aber die Delegierten müßten die Verantwortung für
eventuelle unangenehme Wirkungen der Entſcheidung ablehnen.

Cohen ſprach im Schlußwort die Erwartung aus, daß man
überall für den Beſchluß der Generalverſammlung nachdrück-
lich ſich einſetze und der Verband über den böſen Vorfall ohne

Schädigung hinwegkomme.
Damit waren die bedeutungsvollen, in ihren Nachwirkungen

noch nicht zu überſehenden Verhandlungen geſchloſſen.
30

Berichtigung. Durch einen Hörfehler iſt im Bericht
der letzten Nummer ein leicht erkennbarer Irrtum in der Rede
Schlickes enthalten. Schlicke erklärte es als verſtändlich,
nicht „ſelbſtverſtändlich“, wenn wegen der Maßregelung eines
Arbeiters eine Abteilung oder gar eine Werft die Arbeit ein-
ſtellt.

em Unternehmerlager iſt bekannt, daß derKorbugd der Metallinduſtriellen die Beſchlüſſe der General-
verſammlung des Metallarbeiterverbandes abwartete, um
eventuell eine allgemeine Ausſperrung anzuordnen.

Verbandstag der Tabakarbeiter.
k. r. Heidelberg, 8. Auguſt.

Herhandlungstage folgte ein Referat von C. Arn-vo anhurg über die Volsfürſorge, dann erſtattete
die Statutenberatungs kommiſſion ihren Bericht. Gemäß ihrem Vorſchlage wurden die drei oberen Bei-
tragsklaſſen gänzlich geſtrichen. Es verbleiben nur noch drei
Beitragskalſſen von 35, 45 und 60 Pf. Damit iſt in der erſten
und zweiten Klaſſe von einer Beitragserhöhung Abſtand ge-
nommen, in der dritten ſind 5 Pf. Erhöhung eingetreten. Die
Erwerbsloſfen- Unterſtützung wurde eingeführt Jn
dieſelbe iſt einbezogen die Kranken Arbeitsloſen und Fahr

terſtühung. Die Umzugsuntexſtützung bleibt

geſondert weiter veſtehen. Außerdem gewährt der vervand
noch Sterbeunterſtützung an die Hinterbliebenen beim
Ableben eines Mitgliedes. Die Erwerbsloſen Unter
ſtützung beträgt nach 52wöchiger Mitgliedſchaft in der erſten
Klaſſe im Höchſtſatz 14,50 Mk. und erreicht mit 312wöchiger
Mitgliedſchaft den Höchſtbetrag von 38,40 Mk. Die entſpre-
chenden Sätze in der zweiten Klaſſe ſind 21,60 und 57,60 Mk.,
in der dritten 28,80 und 76,80 Mk. Dieſe Unterſtützungs-Be-
träge können innerhalb einer 78wöchigen Unterſtützungs-
periode bezogen werden. Die Erwerbsloſenunterſtützung bei
Arbeitsloſigkeit wird vom 7. Wochentage an gezahlt
und beträgt in der erſten Klaſſe 0,80, in der zweiten 1,20, in
der dritten 1,60 Mk. pro Tag. Unter beſtimmten, im Statut
näher bezeichneten Ausnahmefällen, erfolgt die Unterſtützung
bei Arbeitsloſigkeit ſchon vom erſten Tage an. Bei Krank
heit gilt ebenfalls die ſiebentägige Karenzzeit, doch betragen
die täglichen Unterſtützungsſätze 40, 60, 80 Pf. Die Wöch-
nerinnen erhalten nach 52wöchiger Beitragsleiſtung bis
ſechs Wochen, nach 104wöchiger Beitragsleiſtung bis acht
Wochen Krankengeld, ſofern ſie ſolange der Arbeit fernbleiben.
Die Umzugsunterſtützung, die innerhalb dreierJahre nur einmal bezogen werden kann, beträgt je nach
Klaſſen im Höchſtſatz 24, 36, 48 Mk. Streikunter-
ſtützung wird nach 26wöchiger Mitgliedſchaft in der erſten
Klaſſe bis zu 1,50, in der zweiten bis zu 1,80, in der dritten
bis zu 2,25 Mk. pro Tag gezahlt. Für Kinder unter 14 Jahren
gibt es einen Zuſchuß von 75 Pf. pro Kind und Woche. Alle
unter Erwerbsloſenunterſtützung fallenden Beträge, die die
Mitglieder ſeit den 1. Oktober 1912 bezogen haben, werden
nach dem neuen Statut aufgerechnet. Dieſes neue Statut
tritt am 1. Oktober dieſes Jahres in Kraft.

Dies die wichtigſten der Reorganiſationsbeſchlüſſe. Bei der
Endabſtimmung über das ganze veränderte Statut ſtimmten
nur ſechs Delegierte dagegen. Die Reorganiſation macht
hoffentlich den Verband zu einem viel ſtärkeren Faktor zur
Wahrnehmung der Jntereſſen der Tabakarbeiter, als er es bis-
her geweſen.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages erledigt.

Volkswirtſchaftliches.
Das Kapital ſetzt ſeinen Willen durch!

Mit unverhohlener Freude begrüßten zurzeit die Groß-
induſtriellen die Berufung eines aus ihren Kreiſen auf den
Seſſel de Handelsminiſteriums. Exzellenz Möller, damals
noch titellos, bemühte ſich auch, das Wohlgefallen ſeiner
Freunde zu erhalten. Aber er kam doch mit ihnen in Konflikt.
Die rückſichtsloſe Preispolitik des Kohlenſyndikats
mußte Mißſtimmung in allen Kreiſen der Bevölkerung hervor-
rufen. Beſonders die Agrarier forderten Maßnahmen
gegen die Syndikatsdiktatur, nicht aus Volksfreundlichkeit, ſon
dern um damit den Unwillen der Konſumenten gegen die
agrariſche Wucherpolitik abzuſchwächen. Der allgemeinen
Abneigung gegen die Kohlenkönige trug Handelsminiſter
Möller dadurch Rechnung, indem er verſuchte, die Hibernia zu
verſtaatlichen. Das Kohlenkapital wehrte den Verſuch ab,
Miniſter Möller war bei ihnen unten durch und bald darauf
auch erledigt. Die Regierung aber ſuchte noch immer den
Schein zu wahren, als ob ſie der Preisvolitik des Syndikats
feindlich gegenüberſtünde. Allerdings in der Praxis merkte
man nichts davon, der Staat als Grubenbeſitzer und Kohlen-
verkäufer blieb mit ſeinen Preisforderungen nicht hinter denen
des Syndikats zurück. Jm vergangenen Jahre traf der Fiskus
mit dem Syndikat ſogar ein Abkommen, das gleichbedeutend
war mit dem Anſchluß. Wieder erregte das Syndikat den all-
gemeinen Unwillen; es beſchloß, obwohl ſich ſchon Kriſenzeichen
bemerkbar machten, die ohnehin hohen Preiſe nochmals zu er-
höhen. Der Fiskus trat von dem Vertrage mit dem Syndikate
zurück, unter der Begründung, für die beabſichtigte Preis-
erhöhung keine Verantwortung tragen zu können. Von den
Syndikatsleuten wurde der Vorwurf erhoben, die Regierung
haſche nach billiger Popularität. Sie habe der beſchloſſenen
Preisſteigerung nur inſoweit widerſprochen, als es ſich um
Kohlenſorten handele, die der Fiskus nicht verkaufe. Die Preis
ſteigerung wurde durchgeführt. Jn den letzten Wochen ver-
lautete dann, die Regierung beabſichtige, einen Druck auf die
Preiſe auszuüben. Nun aber hört man, daß zwiſchen Syndikai
und Fiskus die Verbindung ſo herzlich geworden ſei, daß die
Verſtaatlichung der Hibernia bevorſtehe. Mit der Verſtaat-
lichung wird der Fiskus Mitglied des Syndikats. Sicher hat
es Garantien erhalten, daß ihm die Mitgliedſchaft nicht un-
bequem werden werde. Somit bedeutet die Verſtaatlichung der
Hibernia eine Unterwerfung unter die Syndikatsherrſchaft von
ſeiten des Fiskus. Das Kapital ſetzt ſeinen Willen
durch, die kommenden Zolltarifkämpfe, bei denen Agrarier
und Großinduſtrielle wieder Arm in Arm gegen das Volk mar-
ſchieren, werfen ihre Schatten voraus. Und gegen die Kon-
ſumenten ſieht man die Staatsregierung in Gemeinſchaft mit
den Hochſchutzzöllnern handeln.

Die Spirituszentrale anf dem Vormarſch!
Die Spirituszentrale begnügt ſich nicht mit dem Sprit-

monopol, ſie will die ganze Spiritusinduſtrie unter ihr Zepter
bringen. Gegen die badiſche Gruppe, die der Sinner-Geſell-
ſchaft naheſteht, hat man nun ein Konkurrenzunternehmen ge-
gründet; das Gründungskapital der Geſellſchaft beträgt 300 000
Mark. An der Geſellſchaft ſind beteiligt: Dr. Kreth von der
Spirituszentrale und Direktor Frohmader von den Vereinig-
ten Nord- und Süddeutſchen Spirituswerken mit je 100 000 Mk.
Die reſtlichen 100 000 Mk. verteilen ſich auf die bayeriſche Spiri-
tusverwertungsgenoſſenſchaft, Regensburg, die Münchener Ver-
wertungsgenoſſenſchaft und die Würzburger Verwertungs-
genoſſenſchaft. Ferner ſind noch Firmen in Baden, Heſſen und
Württemberg beteiligt. Man weiß, was hinter den Monopol-
beſtrebungen ſteckt. Die Hauptmacher in der Spirituszentrale
wittern ein Bombengeſchäft auf Koſten des Staates! Man
rechnet mit der Verſtaatlichung des Branntweinverſchleißes.
Die Junker jagen nicht Phantomen nach, ihre Spekulationen
bauen ſich gewöhnlich auf ſehr realem Untergrund auf. Wenn
ſie mit der Verſtaatlichung rechnen, wird ſchon was dahinter
ſtecken. Vielleicht ſtammt gar der kommende Geſetzentwurf
aus der Spirituszentrale. Wenn verſtaatlicht wird, muß der
Staat die Privatgeſellſchaften und Firmen entſchädigen. Bei
dieſer Gelegenheit hofft man tief, ſelbſt nach agrariſchen Be-
griffen tief in den Staatsſäckel greiſen zu können. Deshalb
will man alle Unternehmen in eine Hand vereinigen. Auf
jeden Fall erlangt die Spirituszentrale mit der Ausſchaltung
der Konkurrenz eine größere Macht über die Konſumenten, die
ſich in reichen Gewinnſegen für die Junker umſetzen läßt. Die

Windereinnayme inſolge ves Schnapsboykottes ſoll durch An
ziehen der Preisſchraube mehr als reichlich wieder herein
gebracht werden. Ob's glückt?

Gewerkſchaftliches.
Der erſte Alarm gegen die Einigkeit der Bergarbeiter.

Jrn einem langen Artikel befaßte ſich am Freitag die Köln.
Zeitung mit der vom chriſtlichen Gewerkverein angeregten
Arbeitsgemeinſchaft der Bergarbeiterverbände im Ruhrgebiet.
Das Unternehmertum ſieht in der „gemeinſamen Kampfes-
front“ eine ſchwere Gefahr für den Profit, was aus folgenden
e rungen des Kölner Blattes deutlich genug heraus-

ingt:
„Jm Ruhrgebiet wird bei einer Belegſchaft von mehr als

400 000 BVergarbeitern zurzeit annähernd ein Drittel organi-
ſiert ſein. Der Ausſtand von 1905 hat gezeigt, daß, wenn
dieſes Drittel gemeinſam vorgeht, die Unorganiſierten in
Scharen zuſtrömen und dann doch trotz der Minderheit der
Organiſation wirtſchaftliche Schwierigkeiten ſchlimmſter Art
verurſacht werden könnten. Dieſe Möglichkeit iſt bei den
jetzigen Lockrufen, die die chriſtlichen Führer ins rote Lager
ertönen laſſen, ins Auge zu faſſen und danach iſt auch der Auf-
ruf des chriſtlichen Gewerkvereins am letzten Ende zu beurtei-
len. Mit den Beteuerungen dieſer chriſtlichen Führer, daß ſie
der ſtärkſte Wall gegen die rote Flut ſeien, war es nie weit
her. Die Tattik der Führer der chriſtlichen Bergarbeiter-
Organiſation war immer ſchwankend und chriſtlichen Grund-
ſätzen oft abhold. Eine kräftige zielbewußte Leitung hat dem
chriſtlichen Gewerkverein bisher gefehlt und der neue Vor-
ſitzende ſieht ſeine erſte Aufgabe darin, die Hand des roten
Kameraden wieder zu ſuchen. Bei der erwähnten Möglichkeit,
zu der dieſe Vorgänge führen können, verdienen dieſe Beſtre
bungen der Wiederanbahnung einer Arbeitsgemeinſchaft zwi
ſchen der chriſtlichen und der roten BergarbeiterOrganiſation
im Ruhrgebiet die vollſte Aufmerkſamkeit aller beteiligten
Kreiſe.“

Beendigung des Glaſerſtreiks in Hamburg.
Nach einem Kampfe von 13 Wochen Dauer iſt der Streik

ſiegreich beendet worden. Die Streikenden nahmen die von
der paritätiſchen Kommiſſion feſtgelegten Einigungsvorſchläge
an, wonach der Lohn ſofort um 5 Pf. pro Stunde erhöht wird
und ab 1. Oktober 1915 ein weiterer Zuſchlag von einem Pfennig
auf die zu zahlenden Stundenlöhne erfolgen ſoll. Es gelang
den Glaſern auch, eine Verkürzung der Arbeitszeit an den
Sonnabenden um eine Stunde und vor den großen Feſten um
zwei Stunden zu erreichen. Für dieſe Stunden wird ihnen
der Lohn mitbezahlt. Das Montagegeld, wurde von 2,50 Mk.
auf 3 Mt. erhöht. Die Unternehmer haben gleichfalls dieſen
Abmachungen zugeſtimmt. So iſt denn eine Bewegung beendet,
die von den Glaſern mit bewunderungswürdiger Geſchloſſen
heit geführt wurde. Der Streik war ſo konſequent durch
geführt, daß die ſtreikenden Glaſer ſelbſt bei den Unternehmern
nicht arbeiten wollten, die für ſich die Forderungen der Aus
ſtändigen zu bewilligen geneigt waren; ſie wollten nur dann
die Arbeit wieder aufnehmen, wenn die Geſamtheit der
Unternehmer ſich zu annehmbaren Zugeſtändniſſen bereit er
tlärte. Wie wir ſehen, hat das Vorgehen erfolgreich zum Ziele
geführt.

Achtung, Ofenſetzer!
Jn Chemnitz ſind ſämtliche Ofenſetzer in den Streik ein-

getreten. Die Unternehmer haben den Arbeitsnachweisvertrag,'
den ſie vor Jahren mit der Arbeiterorganiſation abgeſchloſſen
haben, ſchnöde gebrochen. Die Flieſenleger, ſoweit ſie in Ofen
ſetzgeſchäften tätig ſind, haben ſich ſolidariſch erklärt. Die
Unternehmer ſind kopflos. Wenn kein Zuzug von auswärts
kommt, werden ſie ihren Wortbruch zurücknehmen müſſen.

Zum Streik im veddernheinger Kupferwerk, Filiale Guſtavß-
urg,

wird uns noch berichtet: Einmütig haben die mit eintägiger
Kündigung Beſchäftigten den Betrieb verlaſſen. Die mit vier
zehntägiger Kündigung folgen am nächſten Montag. Ver-
gebens verſuchte die Direktion auf die Arbeiter einzuwirken,
die Kündigung zurückzunehmen. Auch die Drohung, daß die
Arbeiter, die in den Werkswohnungen wohnen, dieſe verlaſſen
müſſen, erzielte nicht die erwünſchte Wirkung. Himmel und
Hölle werden in Bewegung geſetzt, um Streikbrecher zu finden
doch bis jetzt mit wenig Erfolg. Laſſe ſich kein Arbeiter als
Streikbrecher anwerben'

Allerlei.
Zwanzig Jahre Zuchthaus wegen Feigheit.

Rom, den 8. Auguſt. Vor dem Kriegsgericht von Bengaſi
wurden am 2. d. Mtis, drei Soldaten zu je 20 Jahren Zucht-
haus verurteilt, weil ſie ſich bei einem Beduinenangriff feige
gezeigt haben ſollen. Es handelte ſich darum, das Laſt-Auto-
mobil eines Mailänder Kaufmanns zu eskortieren. Bei der
Fahrt wurde das Automobil von Beduinen überfallen, die zwei
Soldaten und den Kaufmann töteten und einen Offizier ſchwer
verletzten. Die Angeklagten verließen darauf die Stätte des
Konflikts, angeblich, um Hilfe zu rufen. Das Kriegsgericht
hielr aber dafür, daß die Soldaten ſich feige gezeigt hätten und
verurteilte ſie zu der angeführten barbariſchen Strafe. Es
gehört zu dem Widerſinnigſten in dem an Widerſinn ſo reichen
Militärrecht, daß man Perſonen ſchwer beſtraft, weil ihnen
gewiſſe Eigenſchaften fehlen, die ſich ausſchließlich aus der Be
ſchaffenheit ihres Nervenſyſtems ableiten. Wenn ein Offizier
in der Gefahr den Kopf verliert, ſo kann man ſagen, er taugt
nicht zum Offizier und es hat vielleicht einen gewiſſen Sinn,
ihn zu beſtrafen, da er ſich eben eine andere Laufbahn wählen
konnte. Welchen Sinn hat es aber, furchtbare Strafen über
Soldaten zu verhängen, weil ſie kein kaltes Blut bewahren,
wenn man die Leute ungefragt in die Uniform ſteckt und ihnen
Leiſtungen abverlangt, denen ſie nicht gewachſen ſind

„Der erſte Sozialdemokrat“ beſtraft.
Jn Wirgeß (Reg.-Bez. Wiesbaden) hatte im Februar d. J.

eine Arbeiterfrau auf dem Masfkenballe in ihrer Maske die
Geſtalt des hiſtoriſchen Jeſus nachzuahmen verſucht. Sie trug
ein mantelähnliches Gewand und auf dem Kopfe einen Dornen-
kranz, unterhalb deſſen mit roter Farbe Blutstropfen ange-
deutet waren. Jn gebückter Haltung durchſchritt die Maska
den Saal, um die Laſt des Kreuzes zu ſymboliſieren. Auf dem
Rücken war die Aufſchrift zu leſen: „Der erſte Sozialdemo
krat.“ Schließlich wurde die Frau durch Polizeibeamte aus dem
Saale verwieſen. Die Staatsanwaltſchaft erhob Ankla
wegen Gottesläſterung, die vor der Neuwieder Ferienſtraf
kammer zur Verhandlung ſtand. Die Angeklagte verteidigte
ſich damit, daß ſie keineswegs die Perſon Chriſti habe herab-
würdigen wollen; ſie habe ſymboliſch das Volk darſtellen wollen,
das unter der Laſt der Steuern ſeufze. Der Gerichtshof hielt
aber die Angeklagte der „Gottesläſterung“ für ſchuldig und erkannte gegen ſie auf eine Gefangnisſtraſe von einem Monat
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 11. Auguſt 1913

Frauen heraus!
Dir Frauen wollen das gleiche Wahlrecht in Reich, Staat

und Gemeinde und allen öffentlichen Körperſchaften. Sie
wollen damit erreichen, daß die vorhandenen Geſetze, Vorſchrif
ten und öffentlichen Einrichtungen auch ihren Bedürfniſſen
gerecht werden. Die Erhebung der Forderung ſetzt voraus, da
die Frauen dort, wo ſie ſolche öffentliche Rechte beſitzen, au
den richtigen Gebrauch machen.

Jn der Durchführung der Krankenverſicherung beſaßen ſchon
ſeither die Frauen die gleichen Rechte wie die Männer. Dieſe
gleichen Rechte ſind nunmehr auch auf die Durchführung der
Unfall- und Jnvalidenverſicherung ausgedehnt worden. Die
Frauen können nunmehr zu allen Verwaltungsorganen der
ſozialen Verſicherung wählen und gewählt werden.

Es liegt im eigenen Jntereſſe der Frauen, ſich über dieſe
Rechte aufzuklären. Das Gewerkſchaftskartell hat zu dieſem
Zweck auf Mittwoch, den 13. Auguſt, abends 814 Uhr nach dem
Volkspark eine öffentliche Arbeiterinnen- und
Frauenverſammlung einberufen, in der ein Vortrag
gehalten wird über das Thema: Die Frau in der Ar
beiterverſicherung. Referent iſt Genoſſe
Alle Arbeiterinnen und Frauen müſſen zu der Veranſtaltung
erſcheinen.

Zur Frage ver Arbeitsloſigkeit.
Nur wenige Tage ſind ins Land geſtrichen, ſeitdem die

Arbeitsloſen Halles in einer großen Verſammlung ihre Forde-
rungen nach Linderung der herrſchenden Arbeitsloſigkeit auf-

geſtellt haben, und ſchon macht die bürgerliche Preſſe, voran die
„liberale* Saalezeitung, in denunziatoriſcher Weiſe mobil
gegen eines der Abhilfsmittel, den paritätiſchen Arbeitsnach-
weis. Am Donnerstag voriger Woche wurde die Reſolution
der Arbeitsloſen, in welcher die Forderung der Errichtung eines
Arbeitsnachweiſes enthalten iß, Herrn Oberbürgermeiſter Dr.
Rive überreicht, und pünktlich am Sonnabend erhebt die Saale-
tante ihre „warnende Stimme“. Riecht das nicht auch, um mit
dem Ankläger im Krupp- Prozeß zu ſprechen, auf 10 Meter
gegen den Wind nach Denunziation? Was in dem fraglichen
Urtikel den „ſozialdemokratiſchen“ Gewerkſchaften ſonſt noch
in die Schuhe geſchoben wird, darüber wollen wir heute einmal
hinwegſehen. Dann aber kommt die Behauptung, daß in
vielen paritätiſchen Arbeitsnachweiſen die ſozialdemokratiſchen
Gewerkſchaften eine unerbittliche Herrſchaft ausüben. Als

Kronzeuge für dieſe Mär wird Herr M. Schuhmacher, der
Vertreter der „Hirſche“ angerufen. Damit iſt der Weg ge-
wieſen, welche Gewerkſchaft und welcher Arbeitsnachweis ge-
meint iſt. Der paritätiſche Arbeitsnachweis der Berliner Holz-
induſtrie kommt in Frage. Wie ſteht es denn nun dort? Her-
vorgegangen iſt derſelbe aus dem Kampf, den Unternehmer- und
Arbeiterorganiſation um die Herrſchaft auf dem Gebiete des
Arbeitsnachweiſes jahrelang geführt haben. Jn dieſem Kampf
haben die „Hirſche“ kdinen Finger gerührt. Das Gegenteil
war der Fall. Als im Jahre 1907 an zehntauſend Tiſchler in
Berlin ausgeſperrt wurden der Zweck der Ausſperrung war
neben anderem die Zertrümmerung jenes Nachweiſes da
holte der Gewerkverein der Holzarbeiter aus ganz Deutſchland
ſeine Mitglieder heran, um die Plätze der Ausgeſperrten be-
ſetzen zu können. Wenn damals der Kampf ſich zwanzig
Wochen hinzog, iſt es der Judastätigkeit der „Hirſche“ zu
danken. Jm Jahre 1910 wurde dann neben den drei Ver-
tretern des Holzarbeiterverbandes als Leiter auch ein Ver-
treter der Hirſche hinzugezogen. Gewiß weitgehende Parität,
wenn man weiß, daß der Holzarbeiterverband in Berlin 30 000
Mitglieder zählt und die Hirſche ganze tauſend haben. Erſt
von dieſer Zeit an kamen die Klagen, daß viele Stellen nicht
mehr durch den Zentral-Arbeitsnachweis beſetzt wurden, ſon-
dern am Tage vorher gemeldete Stellen, die nicht mehr zur
Ausgabe gelangen konnten, waren bei der ordnungsgemäßen
Vermittlung ſchon beſetzt. Es waren meiſt Hirſche, die dann
früh morgens angefangen hatten. Wer hier die Hand im
Spiele hatte, liegt klar auf der Hand, daß ſich die Mitglieder
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Von Erckmann-Chatrian.
Für den Augenblick ſagte Herr Goulden nichts weiter und

ſetzte ſich mit ernſter Miene an den Tiſch.
„Laßt uns eſſen“, ſagte er dann nach einem augenblicklichen

Stillſchweigen. „Da ſchlägt es gerade zwölft Uhr. Mutter
Gredel und Katherine, ſetzt euch dorthin.“

Sie ſetzten ſich, und wir aßen. Jch dachte über Herrn Goul-
dens Worte nach, die mir wohlbegründet und richtig ſchienen.
Tante Gredel kniff die Lippen zuſammen und blickte mich von
Zeit zu Zeit an, um meine Gedanken zu erforſchen. Endlich
ſagte ſie:

„Jch für mein Teil kümmere mich den Teufel um ein Land,
wo man die Familienväter aushebt, nachdem man die jungen
Burſchen fortgeführt hat. Wenn ich an Joſephs Stelle wäre,
würde ich ſofort davongehen.“

„Hören Sie, Tante Gredel“, erwiderte ich ihr, „Sie wiſſen,
daß ich nichts ſo ſehr liebe, als Frieden und Ruhe, aber ich
möchte nicht als Geächteter in andere Länder fliehen. Trotzdem
aber werde ich tun, was Katherine will: befiehlt ſie mir, nach
der Schweiz zu gehen, ſo werde ich gehen l“

Da ließ Katherine den Kopf ſinken, um ihre Tränen zu ver-
bergen, und ſagte ganz leiſe:

„Jch will nicht, z man dich Deſerteur nennen könnte.“
„Gut denn, ſo mache ich es wie die andern“, rief ich. „Da die

e rger und Dagsburger in den Krieg ziehen, ziehe ich mit
ihnen.“

Herr Goulden machte keine Bemerkung.
„Jeder iſt frei“, ſagte er, „doch freut es mich, daß Joſeph ge-

rade ſo denkt wie ich.“
Dann wurde es wieder ſtill, und gegen zwei Uhr ſtand Tante

Gredel auf und nahm ihren Korb. Sie ſchien niedergeſchlagen
und ſagte:

„Joſeph, du willſt nicht auf mich hören, aber das iſt gleich:
mit Gottes Hilfe wird alles das vorübergehen. Wenn Gott
will, wirſt du wiederkommen, und Katherine wird auf dich
warten.“

Katherine warf ſich an meine Bruſt und begann zu weinen,
und ich noch mehr als ſie, ſo daß ſelbſt Herr Goulden Tränen
vergießen mußte.Ens ich ſtiegen Katherine und ihre Mutter die Treppe hin-

unter, und die Tante rief mir von unten noch zu:
„Beſuche uns ja noch zwei oder drei Mal, Joſeph.“
„Ja, ja“, erwiderte ich, indem ich die Tür Sie

hielt mich nicht mehr auf den Beinen. Noch nie hatte ich
mich ſo unglücklich gefühlt, und noch heute dreht ſich mir das
Herz im Leibe herum, wenn ich daran denke.

Seit dieſem Tage hatte ich für nichte mehr Sinn. Anfangs
mich an die Arbeit zu ſetzen, aber meine Geverſuchte ich noch unanſvorlich andexswo umher, und Herr
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des Holzarbeiterverbandes eine derartige Vermittlung, hinten
herum, außer der Reihe nicht gefallen ließen, und dieſe Hand
lungsweiſe erregten Szenen führte, iſt ganz ſelbſtverſtänd
lich. Die „Terroriſten“ waren in dieſem Falle aber nicht die
„ſozialdemokratiſch“ Organiſierten, die waren an einer anderen
Stelle zu ſuchen. Alſo, verehrte Saalegeitung: „Wer im Glas-
hauſe ſitzt, ſoll nicht mit Steinen werfen

Das abgehalfterte Polizeiblatt ſucht in einem anſcheinend
aus amtlicher Quelle ſtammenden Artikel den Nachweis zu er
bringen, daß die Stadtverwaltung bisher ihre Pflicht, der
Arbeitsloſigkeit zu ſteuern, in keiner Weiſe verletzt habe. Es
werden dann alle in Arbeit befindlichen Hoch- und Tiefbauten
bis ins kleinſte aufgezählt und die uns etwas kühn dünkende
Behauptung aufgeſtellt, daß allein von der Stadt in dieſem
Jahre eine Menge Arbeitskräfte mehr beſchäftigt würden, als
in früheren Jahren. Wie es damit in Wirklichkeit ſteht, dürfte
wohl aus einer Zuſchrift zu erſehen ſein, die uns aus Bau-
arbeiterkreiſen zugeht, und der wir folgende Einzelheiten ent-
nehmen:

Eine ungeheure Arbeitsloſigkeit iſt über die Arbeiter der
einzelnen Jnduſtrien ſchon jetzt hereingebrochen, trotzdem die
Wirtſchaftskriſe erſt im Anzuge begriffen iſt. Ganz beſonders
ſchwer getroffen iſt das Baugewerbe, in dem ſich'ja allerdings
ſchon vor längerer Zeit die Anzeichen der Kriſe bemerkbar
machten. Mitten im Sommer, mitten in der Saiſon iſt das
Gros der Bauarbeiter arbeitslos. Einige Zahlen mögen be
weiſen, welchen Umfang die Arbeitsloſigkeit in dieſem Berufe
angenommen hat. Jm Juli 1912 waren im Zweiagaverein Halle
des Bauarbeiterverbandes 1831 Maurer und 914 Bauhilfs-
arbeiter im Bauberufe beſchäftigt. Jm Juli dieſes Jahres
waren es aber nur 884 Maurer und 470 Bauhilfsarbeiter. Die
Zahl der begonnenen Bauten betrug nach den Monatsüber-
ſichten des Statiſtiſchen Amts im Juni 1912: 65, im Juni
1913 nur 21. Hier zeigt ſich mit aller Deutlichkeit, wie ſchwer
die Kriſe auf dem Baugewerbe laſtet. Sind es nicht er-
ſchreckende Zahlen, denen man hier gegenüberſteht? Zeugen
ſie nicht von einem ungeheuren Elend der Bauarbeiter? Und
nicht erſt ſeit letzter Zeit datiert die Arbeitsloſigleit, ſondern
eine große Anzahl Bauarbeiter iſt bereits 20 Wochen und
länger arbeitslos. Jm Durchſchnitt beträgt die Arbeitsloſigkeit
10 Wochen. Eine große Anzahl, darunter viele ältere Bau-
arbeiter, die Familienväter ſind, treibt ſich auf der Landſtraße
herum, um nicht zu ſehen, wie die Familie, die Kinder Hunger
leiden müſſen. Selbſt das Statiſtiſche Amt bemerkt in ſeinem
letzten Bericht, daß von einer nennenswerten Bautätigkeit nicht
die Rede ſein kann. Auch die Stadtverwaltung weiß, daß in
der Stadt und ſpeziell im Bauberufe eine große Arbeitsloſig-
keit herrſcht, was ja Herr Oberbürgermeiſter Dr. Rive der
Depukation der Arbeitsloſenverſammlung ſelbſt erklärt hat.
Aber warum, fragen wir, unternimmt die Stadtverwaltung
nichts Durchgreifendes, wenn ihr bekannt iſt, daß die Arbeits
loſigkeit eine ſo große iſt? Warum trifft ſie keine außer-
ordentlichen Maßnahmen, um dem Elend auf irgendeine Art
zu ſteuern? Hat die Stadtverwaltung nicht die Verpflichtung
hier einzugreifen? Kann ſie es nicht oder will ſie es nicht?
Es ſcheint faſt, daß das letztere zutrifft.

Bereits vor längerer Zeit hat das Stadtverordnetenkollegium
ganz bedeutende Mittel zur Herſtellung ſtädtiſcher Bauten be
willigt. Schon damals wurde von einzelnen Stadtverordneten
darauf hingewieſen, wegen der großen Arbeitsloſigkeit dieſe
Arbeiten etwas zu beſchleunigen. Aber hat unſere Stadtver-
waltung die berechtigten Wünſche berückſichtigt? Alle ſtädtiſchen
Arbeiten werden in einer Art und Weiſe in Angriff genom-
men, daß es den arbeitsioſen Bauarbeitern feſt wie Hobn an
mutet. Die neue Friedhofsanlage iſt bereits vor zehn Wochen
an die einzelnen Unternehmer zur Fertigſtellung vergeben. Jetzt
endlich ſind die Arbeiten mit ungefähr 15 Arbeitern in Angriff
genommen. Der Fertigſtellungstermin des einen Unter-
nehmers, der bisher überhaupt noch nicht angefangen hat, ſoll
bereits in einigen Tagen laut Vertrag abgelaufen ſein. Wer
iſt hier ſchuld, daß die Arbeiten nicht mehr beſchleunigt werden?
Am großen Neubau des Alters- und Pflegeheims verzögert die
Bauverwaltung ſeit ungefähr ſechs Wochen die Herſtellung des
inneren Putzes, ſo daß zeitweiſe nur ein Maurer beſchäftigt
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war. Die wer am Hallenſchwimmbad werden in
einer Weiſe „gefördert“, daß vorausſichtlich noch lange Zeit ver

wird, ehe man die chachtung wird beginnen können.
s gleiche gilt vom neuen Sparkaſſengebäude. Man könnte

ähnliche Fälle noch mehrere anführen. Warum hat die Stadt
verwaltung den Abbruch des Trödelviertels bis zum Oktober
verſchoben? Bei allen ſtädtiſchen Arbeiten, wozu die Mittel
bewilligt ſind, iſt zu konſtatieren, daß ſie entweder überhaupt
noch nicht in Angriff genommen ſind, oder daß eine ganz ge
ringe Zahl von Arbeitern damit beſchäftigt iſt. Die Steuer-
zahler können aber verlangen, daß die Arbeiten beſchleunigt
werden. Es iſt Pflicht der Stadtverwaltung, daß ſie die Unter
nehmer veranlaßt, ſo viel wie möglich Arbeiter einzuſtellen,
und daß ſie nicht ſelbſt die Arbeiten verzögert, wie es tatſächlich
der Fall iſt.31 iſt Swerhanpt unverſtändlich, wie die Stadtverwaltung

ſagen kann, ſie weiß, daß eine große Arbeitsloſigkeit herrſcht
und dabei duldet, daß bei ſtädtiſchen Arbeiten auswärtige und
ausländiſche Arbeiter beſchäftigt werden. Iſt es nicht ihre
Pflicht, darauf zu dringen, daß vor allen Dingen hieſige
Steuerzahler beſchäftigt werden? Man iſt von unſerer Stadt
verwaltung ſchon manches gewöhnt, aber iſt es nicht unglaub
lich, wenn ſtädtiſche Beamte, wie der Jngenieur Geiſenhainer,
direkt veranlaßt haben, daß Auswärtige hier beſchäftigt wer
den? Auf ſeine Veranlaſſung wurden hieſige Bauarbeiter ent-
laſſen und auswärtige Arbeiter eingeſtellt. Auch jetzt, mitten
in der ungeheuren Arbeitsloſigkeit, ſoll der Herr Geiſenhainer
Arbeiter aus Bayern zu den Ausſchachtungsarbeiten am Kanal
bau in Trotha herangeholt haben. Man gab den auswärtigen
Arbeitern pro Tag 9-10 Mk. zu verdienen, während man den
hieſigen einen Stundenlohn von 42 Pf. gibt. Jn letzter Zeit
ſoll ja wohl eine Aenderung eingetreten ſein.

Mögen dieſe Zeilen mit dazu beitragen, daß ſich die Stadt
verwaltung ihrer Pflicht bewußt wird. Wir betonen noch ein
mal: wir verlangen, daß die Stadtverwaltung die ſtädtiſchen
Arbeiten beſchleunigt und nicht den Hemmſchuh bildet. Und
mag die Stadtverwaltung weiter daran denken, ſchleunigſt Not-
ſtandsarbeiten in Angriff zu nehmen, um dadurch wenigſtens
die allerſchlimmſten Wirkungen der Kriſe zu lindern.

Die Neuorganiſation der Krankenverſicherung.
Einer der größten Uebelſtände in der Krankenverſiche-

rung war die große Zerſplitterung der Verſicherungsträger.
Beſtehen doch zurzeit nicht weniger als rund 24 000 auf Grund
des Krankenverſicherungsgeſetzes errichtete Krankenkaſſen. Die
Reichsverſicherungsordnung ſtrebt eine kleine Beſſerung an.
Einige Kaſſenarten ſind überhaupt beſeitigt worden, alle
Kaſſen, die weiter beſtehen wollen, bedürfen einer ausdrück-
lichen Zulaſſung, für die Kaſſen ſind Mindeſtmitgliederzahlen
ien eingeführt worden uſw. Die geſamten Veränderungen
ſollen mit einem Schlage am 1. Januar 1914 in Kraft treten.
Die Vorarbeiten für die Neuorganiſation ſind nunmehr faſt
allenthalben zum Abſchluß gebracht und es iſt ein Ueberblick
über die einſchlägigen Maßnahmen möglich.

Jn Berlin, Hamburg und Breslau herrſcht eine beſon
ders große Zerſplitterung des Krankenkaſſenweſens. Jn dieſen
Städten hat faſt jeder Beruf ſeine eigene Ortskrankenkaſſe.
Die Beſtrebungen, ſchon vor dem Jrnkrafttreten der neuen ge
ſetzlichen Beſtimmungen eine Zentraliſation, wenigſtens nach
Berufsgruppen, herbeizuführen, ſcheiterten. Faſt alle Kaſſen
ſtellten Anträge auf weitere Zulaſſung, denen zum guten Teil
ſtattgegeben wurde. Jn Berlin bleibt die Allgemeine Orts-
krankenkaſſe als ſolche erhalten. Jhr werden alle neu der
Verſicherungspflicht unterſtellten Perſonen zugewieſen, ſo daß
ſie etwa 400 000 Mitglieder zählen wird. Daneben werden
die 12 größten Ortskrankenkaſſen beſtehen bleiben. Jn Leip-
zig, München, Dresden Frankfurt a. M., Charlottenburg,
Chemnitz, Schöneberg, Neukölln, Wiesbaden, Kottbus, Jeng,
Weimar, Meißen, Offenbach, Rieſa, Barmen, Aſchersleben,
Pirna, Plauen, Pforzheim, Meerane, Falkenſtein uſw. beſtan
den ſeither ſchon gemeinſame Ortskrankenkaſſen. Sie werden
nunmehr zu den geſetzlichen, „Allgemeinen“ Ortskrankenkaſſen
ausgeſtaltet, ohne daß weitere Ortskrankenkaſſen neben ihnen
beſtehen. Auch die Errichtung von Landkrankenkaſſen unter
bleibt in dieſen Städten. Düſſeldorf hatte ſeither drei Orts
krankenkaſſen. Sie bleiben alle weiter beſtehen. Mannheim

„Laß nur, Joſeph benutze das bitzchen Zeit, daß dir bei
uns zuzubringen bleibt, und befuche Katherine und Mutter
Gredel. Jch glaube immer noch, daß man dich entlaſſen wird,
aber wer kann's wiſſen? Man braucht die Leute ſo notwendig,
daß es ſich möglichenfalls in die Länge ziehen kann.“

Jch ging demnach jeden Morgen nach Vier-Winden und
brachte den Tag bei Katherinen zu. Wir waren wohl traurig,
aber dennoch recht beglückt, daß wir uns ſahen, und liebten uns
noch mehr als zuvor, wenn das überhaupt möglich war. Zu-
weilen verſuchte Katherine zu ſingen wie in den früheren,
ſchönen Tagen, aber plötzlich kamen ihr dann die Tränen. Dann
weinten wir zuſammen, und Tante Gredel begann wieder dieKriege zu verſiughen, die alle Welt unglücklich machen. Sie be

hauptete, die Aushebungs- Kommiſſion verdiene gehangen zu
werden, und alle dieſe Banditen ſeien unter ſich einverſtanden,
einem das Daſein zu vergiften. Es erleichterte uns ein wenig,
ſie toben zu hören, und wir fanden, daß ſie recht habe.

Abends gegen acht oder neun Uhr, wenn man die Tore ſchloß,
kehrte ich in die Stadt zurück und ſah dann beim Vorübergehen
alle kleinen Wirtshäuſer voller Rekruten und alter, entlaſſener
Soldaten, die zuſammen zechten. Die Rekruten bezahlten
immer, die andern mit ihren ſchmierigen, auf das Ohr geſcho-
benen Feldmützen, ihren roten Naſen und ihren alten Hals-
binden aus Roßhaar, welche die Stelle des Hemdkragens ver
traten, ſtrichen ſich den Schnurrbart und erzählten mit maje-
ſtätiſcher Miene von ihren Schlachten, ihren Märſchen und
ihren Duellen.

Man konnte nichts Abſcheulicheres ſehen als dieſe mit Tabaks-
rauch gefüllten, von Hängelampen an ſchwarzgeräucherten Bal
ken erleuchteten Kneipen, dieſe alten Eiſenfreſſer und dieſe
jungen Leute, wie ſie tranken, ſchrien und wie Blinde auf die
Tiſche ſchlugen; und hinten, im Dunkel, die alte Annette
Schnaps oder Marie Hering mit den im Nacken zu einem
Knoten verſchlungenen Haaren, in die quer hinein der drei-
zähnige Kamm geſteckt war, wie ſie zuſchauten und ſich dabei an
der Hüfte kratzten oder wohl auch auf die Geſundheit der Tap-
feren einen Schoppen leerten.

Für Bauernſöhne, redliche und arbeitſame Menſchen war
das ein trauriges Daſein. Aber niemand hatte Luſt zur Arbeit:
man würde ſein Leben für zwei Heller hingegeben haben. Jn-
folge des vielen Schreiens, Trinkens und des inneren Kum-
mers ſchlief man am Ende mit der Naſe auf der Tiſchplatte ein,
während die Alten die Krüge leerten und dabei ſangen:

„La gloire nous appelle!“
Wenn ich dieſe Dinge ſah, pries ich den daß er mir

in meinem Unglück ehrenhafte Leute zur ite gegeben habe,
um meinen Mut aufrecht zu erhalten und zu verhindern, daß
ich in ſolche Hände fiele.

Das zog ſich bis zum 25. Januar hin. Vor einigen Tagen
war eine bedeutende Anzahl italieniſcher Rekruten, Piemon-
teſer und Genueſer, in der Stadt angekommen. Die erſteren
waren dick und fett wie mit Kaſtanien gemäſtete Savoyarden
und ihre Krausköpfe mit großen, ſpitz zulanfenden Hüten be
deckt; außerdem trugen ſie dunkelgrüne Hoſen aus grober
Wolle und kleine, ziegelrote Röcke aus demſelben Stoff, die an

den Hüften mit einem Ledergürtel zuſammengeſchnürt waren.Jhre Schuhe waren unförmlich groß und ſo ſaßen ſie längs

der alten Markthalle und aßen Käſe von der Fauſt. Die andern,
trockene, hagere, ſonnverbrannte Geſtalten, zitterten vor Kälte
in ihren langen Kitteln beim bloßen Anblick des Schnees auf
den Dächern und ſchauten mit großen, ſchwarzen, e
Augen die vorübergehenden Frauen an. an übt ſie täglich
auf dem Paradeplatz im Marſchieren. Sie ſollten nämlich die
Reihen des ſechſten Linienregiments ergänzen und hielten
etwas Raſt in der Jnfanteriekaſerne.

Der Hauptmann der Rekruten, Namens Vidal, logierte über
unſerem Zimmer. Er war ein vierſchrötiger, kräftiger, ent
ſchloſſener Mann, aber deſſenungeachtet auch gutherzig und
artig. Er ließ das Schlagwerk ſeiner Uhr bei uns reparieren,
und als er erfuhr, daß ich ausgehoben wäre und nicht zurück
zukommen fürchtete, ermutigte er mich mit den Worten: „Das
alles iſt nur Gewohnheit nach fünf oder ſechs Monaten
kämpft und marſchiert man, wie wenn man ſeine Suppe ißt,
und viele gewöhnen ſich ſogar ſehr daran, Flirnten- und
Kanonenſchüſſe auf die Leute abzufeuern, daß ſie ſich unglück-
lich fühlen, wenn ihnen dieſe Erholung abgeht.“

Aber ſeine Denkungsart war nicht nach meinem Geſchmack,
und um ſo weniger, als ich auf einer ſeiner Wangen fünf oder
ſechs große Pulverkörner entdeckte, die ziemlich tief in die Haut
eingedrungen waren und, wie er mir erklärte, von einem
Flintenſchuſſe herrührten, den ein Ruſſe ihm beinahe unter der
Naſe abgefenert hatte. Ein ſolcher Zuſtand behagte mir immer
weniger, und da ſchon mehrere Tage verfloſſen waren, ohne
daß Nachrichten eingetroffen wären, fing ich an zu glauben,
daß man mich vergäße wie den langen Jakob vom Ziegen-Hof,
von dem noch jetzt wegen ſeines außerordentlichen Glücks er
zählt wird. Tante Gredel ſagte ſogar ſchon jedes Mal, wenn
ich zu ihnen kam: „Ei, ei ſie wollen uns alſo in Ruhe
laſſen als plötzlich am Morgen des 25. Januar, gerade in
dem Augenblick, wo ich nach Vier-Winden aufbrechen wollte,
Herr Goulden, der mit träumeriſcher Miene an ſeinem Werk
tiſch ſaß, ſich mit Tränen in den Augen umwandte und zu mir
ſagte:

„Höre, Joſeph, ich wollte dich dieſe Nacht noch ruhig ſchlafen
laſſen, aber du mußt es doch erfahren, mein Kind: geſtern
abend hat mir der Gendarmerie-Wachtmeiſter den Marſchbefehl
für dich gebracht. Du marſchierſt mit den e manteſern und
Genueſern und fünf oder ſechs jungen ännern aus der
Stadt: Klipfels Sohn, Lörigs Sohn, Jean Leger und Kaſpar
Zepede ab. Jhr geht nach Mainz.“

Als ich das hörte, fühlte ich meine Füße unter mir zu
ſammenbrechen und ſetzte mich nieder, ohne ein Wort zu er
widern. Herr Goulden zog die ſchön geſchriebene Marſchroute
aus ſeinem Schubkaſten und begann ſie mit langſamer Stimme
vorzuleſen. Jch erinnere mich davon nur noch, d oſeph
Bertha, geboren in Dagsburg, Kreis Pfalzburg, Arrondiſſement
Saarburg, in das ſechſte Linienregiment eingereiht war und am
29. Januar bei ſeinem Korps in Mainz eingetroffen ſein ſollte

Gortſetzung folgt
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beſag edenfalz drei Ortekrankenkaſſen. S wird die ſeitherige
Kaſſe I zur Allgemeinen ausgeſtaltet. Jn Halle (Saale)
beſtanden noch 15 Ortskrankenkaſſen. Sie werden ſämtlich
aufge l öſt. Es wird eine neue Allgemeine Ortskrankenkaſſe
gegründet. Jn Köln a. Rh. waren 16 Ortskrankenkaſſen vor
handen. Es wird ebenfalls eine neue Allgemeine Ortskranken
kaſſe gegründet, neben der zwei der ſeitherigen Ortskranken
kaſſen beſtehen bleiben. In Kiel iſt auch eine neugegründete
Ortskrankenkaſſe im Entſtehen begriffen. Die Ortskrank nkaſſe
Lübeck wird zur (einzigen) allgemeinen Ortskrankenkaſſe für
das ganze Staatsgebiet Lübeck ausgeſtaltet. Jn Braunſchweig
beſtanden ſeither zwei Ortskrankenkaſſen. Sie werden zu
einer zuſammengelegt. Stuttgart zählte drei Ortskranken
kaſſen. Sie werden zuſammengelegt zu einer; außerdem kom
men einige Ortskrankenkaſſen aus der Umgebung und einige
Betriebskrankenkaſſen dazu. Magdeburg kennt auch eine ganze
Anzahl von Ortskrankenkaſſen. Acht von ihnen ſind weiter zu
gelaſſen worden. Es wird eine neue Allgemeine Kaſſe ge
gründet, der die aufgelöſten beitreten müſſen und einige der
weiter zugelaſſenen beitreten wollen. Jn Erfurt und Halber-
ſtadt werden die beſtehenden gemeinſamen Ortskrankenkaſſen
aufgelöſt und an deren Stelle neue Allgemeine errichtet. Jn
Anhalt wird eine große Zahl von Kaſſen aufgehoben. Es wird
in Zukunft nur Stadt Deſſau, Kreis Deſſau, Stadt Köthen,
Kreis Köthen, Stadt Zerbſt, Kreis Zerbſt, Stadt und Kreis
Ballenſtedt, Stadt Bernburg und Kreis Bernburg je eine All
gemeine Ortskrankenkaſſe beſitzen. Jn Freiberg kommen drei
Ortskrankenkaſſen und einige Betriebskrankenkaſſen zur Auf
löſung. Jn der Amtshauptmannſchaft Glauchau werden immer
mehrere Orte zuſammengelegt und für ſie Ortskrankenkaſſen
errichtet. Jn der Amtshauptmannſchaft Dippoldiswalde blei
ben von 40 Orts und 24 Gemeindekrankenkaſſen nur etwa fünf
als Allgemeine Ortskrankenkaſſen beſtehen. Jn Krimmitſchau
werden fünf, in Treuen zwei Ortskrankenkaſſen zuſammen
gelegt. Zu Allgemeinen Kaſſen werden ausgeſtaltet die Orts-
krankenkaſſen Königsberg, Bremerhaven, Zittau I. Wurzen
uſw. Jn der Kreishauptmannſchaft Chemnitz wurden zum
Zwecke der Errichtung gemeinſamer Allgemeiner Ortskranken-
kaſſen eine große Anzahl kleiner Orte zu Gemeindeverbänden
zuſammengelegt. Jn Baden wird für jeden Amtsbezirk in der
Regel nur eine Ortskrankenkaſſe errichtet. Landkrankenkaſſen
werden überhaupt nicht gegründet. Auch in Württemberg nicht

Man ſieht, daß immerhin einſchneidende Veränderungen
ſtattfinden. Es wird geſchätzt, daß die Geſamtzahl der Kaſſen
ſich auf etwa die Hälfte herabmindern wird. Leider bleibt
auf dem Gebiete des Betriebs- und Jnnungskrankenkaſſen-
weſens, das am dringendſten einer Reform bedarf, am meiſten
alles beim alten.

Die Leſer der Jentralbibliothek werden gebeten, während
ver Ausſtellung im Volktspark vom 14 bis 22. Auguſt, den hinteren
Eingang zu benutzen und als Legitimation ihre gelbe Leſekarte
vorzuzeigen. Die Bibliotheksverwaltung.

Achtung, Zimmerer! Bei der Firma Stahl u. Schällmann,
Tiefbaugeſchäft, Giebichenſteinerſtraße, an den Gondelanlegeſtellen
ſind Differenzen wegen der Zuſchläge zum Lohn für Waſſerarbeiten
ausgebrochen. Die Zimmerer werden erſucht, die Arbeitsſtelle
ſolange zu meiden, bis die Differenzen geregelt ſind.

Zimmererverband, Zahlſtelle Halle.

Standesdünkel. Es gibt Berufe, denen der Dünkel über
alles geht, es gibt aber auch Leute, die den Berufsdünkel
pflanzen und großziehen, wo er etwa fehlen ſollte. Man nennt
das Wahrung des Standesbewußtſeins. Für die Arbeiter hat
das alles natürlich gar keinen Zweck, denn er muß, ob er den
blauen Kittel oder einen Stehkragen trägt, darauf Bedacht
nehmen, daß ſeine wirtſchaftliche Lage nicht noch tiefer herab-
gedrückt wird, und da hilft ihm der Berufsdünkel ganz und

r nichts. Vorteil davon hat aber der Kapitaliſt. Denn dasFrenannte Standesbewußtſein entzweit die Arbeiter, ſpaltet

e in ſehr viele Lager, mit denen der Kapitalismus dann
chalten und walten kann, wie ihm beliebt. Der Ruf nach

Standesbewußtſein erſchallt denn auch am lauteſten von jeney
Seite, wird den Arbeitern ſo lange ſuggeriert, bis ſie es ſelber
glauben und ſich von der großen Heerſtraße des Proletariats
trennen. Was damit erreicht wird, zeigt recht offenſichtlich
das kaufmänniſche Gewerbe. Glänzendes Elend, Unterwürfig-
keit, ſchlechte Behandlung ſind an der Tagesordnung. Dafür
beſitzen dieſe Leute aber auch Standesbewußtſein, das ſie ſtolz
durch die Straßen tragen. Satt werden ſie nicht davon tut
nichts. Aber es iſt etwas, woran man ſeine Freude hat.

Dieſer Zuſtand erzeugt oft ſonderbare Blüten. Jetzt hat
z. B. der Eiſenbahnaſſiſtenten- Verband einen großen Mangel
entdeckt. Und die Zeitung des Verbandes vergießt folgende
Krokodilstränen: „Wenn das Tragen des Degens bisher unter-
blieb, ſo geſchieht dies wegen Mangel an Standes-
bewußtſein, der wenig geeignet iſt, das Anſehen der Be
amtenklaſſe zu heben.“ Wenn die Angehörigen dieſer Leute
nichts im Magen haben, wenn ſie ſich nicht die notwendige
Bildung aneignen können, wenn ſie der Vater Staat ſtief-
mütterlich behandelt, wird ſie der Gedanke tröſten: Unſer leib-
licher Vater trägt ja einen Degen. Dann ſchreibt aber dasBlatt weiter: Das Tragen des Degens wäre jetzt nicht ſo un
angebracht, nachdem uns eine andere Beamtenklaſſe, mit
der wohl keiner von uns identifiziert werden möchte, mit ihren Uniformabzeichen zum Verwech-
ſeln nahe gekommen iſt.“ Es wäre wirklich ſchlimm, wenn
dieſe Leute mit gewöhnlichen Sterblichen verwechſelt würden.
Aber ſo will es die heutige Welt haben. Das lenkt ab und
verpflichtet zu nichts.

Beim geſtrigen Pferderennen hatte die Halleſche Polizei
alle Hände voll zu kun. Jn langer Poſtenkette, vom HettſtedterBahnhor bis an o e Stadtgrengze, waren Poliziſten aufgeſtellt.
um den Verkehr rei zu halten. Ungezählte Geſchirre und
Automobil. ſauſten hin und her, ſo daß zeitweiſe, namentlich
auf der Elpabethbrücke, ein lebensgefährliches Gedränge zu
beobachtey war. Zu unſerm Bedauern mußten wir auch feſt
ſtellen, datz vtele Acveiter an dem zweifelhaften Vergnügen
als „Zuſchauer“ teilnahmen. Wir ſind denn doch der Meinung,
daß die ſauer verdienten Groſchen eines Arbeiters nutzhringen-
der verwandt werden können. als die Taſchen der ſeudalen
Sportfexe zu füllen. Weiter konnten wir feſtſtellen, daß ſogaram Totaliſator von ſolchen Leute gewettet wurde, von denen
man es am allerwenigſten erwartet hätte. Zu welcher Gefühls-
roheit dieſes Wetten führt. ließ ſich an einem Beiſpiel deutlich
bevbachten. Bei einem Rennen ſtarteten ſechs Reiter von denen
beim Hindernisnehmen zwei abgeworfen wurden, die vielleicht
mit zerbrochenen Gliedmaßen von der Bahn getragen werden
mußten. Aber darum kümmerten ſich wenige, das Haupt-
intereſſe richtete ſich darauf, wer von den Reitern als erſter
mit einer Naſenlänge b denn davon war der zu
erwartende Gewinn abhängig. ir hoffen, daß durch dieſen
Hinweis in der Zukunft derartige Feſtſtellungen nicht wieder
gemacht zu werden brauchen. Von organiſierten Arbeitern er-
wartet man etwas anderes, als Teilnahme an Veranſtaltungen
unſerer ärgſten Gegner.

regierung beabſichtige, du a ſichtige, den
die eidorrttgene gegen den Kleinßandel u Sia hener. Eine politlſche ereſgondens will wiſſen, I Reichs

leinhandel mit Vier reichsgeſetz
zu regeln. Es ſoll der Kleinhandel mit Bier nicht, wie

bisher, nur unterſagt werden können, ſondern unterſagt
werden müſſen, wenn der Gewerbetreibende wiederholt

wegen Vergehens gegen die Gewerbeordnung beſtraft worden
iſt. Außerdem ſoll auch das Feilbieten von Flaſchenbieren im

Umherziehen eingeſchränkt werden.
Straßenſperrung. Wegen der Verlegung eines Waſſer

rohrſtranges wird die Leſſingſtraße vom 12. d. M. ab bis auf
weiteres für den Fahr und Reitverkehr geſperrt.

Entgleiſter Straßenbahnwagen. Geſtern nachmittag ent
leiſte in der Freiimfelderſtraße ein Motorwagen der Stadtbahn,
er Wagen wurde nach kurzer Zeit wieder auf die Schienen

zurückgebracht. Der Straßenbahnverkehr iſt durch Umſteigen auf-
recht erhalten worden.

Iſt ſo etwas wirklich nötig Jn der Sophienſtraße fand
geſtern abend zwiſchen fünf Männern eine Schlägerei ſtatt. Einer
der Beteiligten, der die Haustür des Grundſtücks Sophienſtraße 3
mit einer Hacke zerſchlug, zog ſich erhebliche Handverletzungen zu.
Jn vergangener Nacht wurde von einem unbekannten Täter die

Scheibe des am Grundſtück Kirchtor 2 angebrachten Feuermelders
eingeſchlagen. Die an der Ecke Wieland- und Hardenberg-
ſtraße befindliche Gaslaterne wurde von einem ermittelten Geſchirr
führer umgefahren.

Unglücksfall bei der Arbeit. Jn vergangener Nacht ver-
unglückte bei den Kanalarbeiten auf dem Tafelwerder ein Maſchiniſt
dadurch, daß er beim Beſteigen eines Flaſchenzuges abſtürzte und
ſich einen Beckenbruch zuzog. Der Verunglückte wurde mittelſt
Krankenwagens dem Diakoniſſenhauſe zugeführt.

Von der Straßze. Geſtern vormittag wurde in der Leipziger
ſtraße ein Eilbote von einer Kraftdroſchke umgefahren. Der Eil-
bote ſtürzte vom Rade und trug leichte Verletzungen am Knie
davon. Ein 3 jähriger Knabe wurde geſtern nachmittag auf dem
Ranniſchen Platze von einem Radfahrer angefahren und leicht
verletzt. Geſtern nachmittag entſtand auf dem Fahrdamm in
der verlängerten Zietenſtraße eine erhebliche Erdſenkung. Die
Gefahrſtelle wurde polizeilich abgeſperrt.

Nietleben. Aus der Gemeinde. Dienstag, den 12. Auguſt,
abends 7 Uhr. findet im Gaſthof der Witwe Schmidt eine öffent-
liche Gemeinderatsſitzung ſtatt. Auf der Tagesordnung ſteht u. a.
die Vorlage des neuen Bebauungsplanes und Erläuterung desſelben
durch den Landmeſſer Schlinke und ein Antrag der Zementfabrik
Saale auf Erwerb ihres noch nicht eingefriedigten Grundſtücks in
der verlängerten Dölauerſtraße, welche an die Hausgrundſtücke
von Grimm, Eckardt, Küſter, Plate uſw. angrenzt.

Könnern. Unglücksfall beider Arbeit. Am Sonn
abend früh ereignete ſich im Hüttigſchen Dampfſägewerk ein
ſchwerer Unglücksfall. Der Arbeiter Guſtav Hufenreuter geriet
mit der rechten Hand in ein Walzengetriebe, wobei ihm vier
Finger der rechten Hand zerquetſcht wurden. Nach Anlegung
eines Notverbandes wurde er der Halleſchen Klinik zugeführt,
wo die Finger amputiert werden ſollen. Als rückſichtslos im
höchſten Grade muß es bezeichnet werden, daß man den Ver-

r allein nach Hauſe gehen ließ. Aber der Profit, der
rofit

Rechts auskunft. Der Arbeiterſekretär Genoſſe Heyn
aus Bernburg hält morgen von nachmittags 4 bis abends 8 Uhr
ſeine regelmäßige Sprechſtunde im Bürgergarten ab. Er iſt
angewieſen, nur an ſolche Perſonen Auskunft zu erteilen, die
ſich durch ein Verbandsbuch legitimieren können.

Aus der Provinz.
Der mitteldeutſche Arbeitsmarkt im Juni 1913.

Die ſchon im Mai einſetzende Abflauung des gewerblichen
Arbeitsmarktes hat ſich im Juni noch deutlicher bemerkbar ge-
macht. Noch im Mai konnten die deutſchen Krankenkaſſen über
eine ſtarke Zunahme der männlichen Arbeiter berichten. Dies
iſt in Juni vollſtändig umgeſchlagen. Aus dem Maizuwachs
von 18 295 wurde eine Juniabnahme von 11817. Jn den mittel-
deutſchen Gebieten geſtaltete ſich der Beſtand der Krankenkaſſen
im Mai und Juni 1913 gegen die Vormonate nach Zunahme
und Abnahme wie folgt:

Mai Juni Mithin
Bezirk Magdeburg 71 362 Rückgang 291
Bezirk Merſeburg 1130 901 Rückgang 2031
Bezirk Erfurt 836 48 Zunahme 288

Die Lage des mitteldeutſchen Braunkohlenberg-
bau es geſtaltete ſich im allgemeinen etwas günſtiger als im
Vorjahre. Der Abſatz an Rohkohlen befriedigte größtenteils.
Gegen Ende des Monats ließ die Landabfuhr für die Zucker-
fabriken nach. Dagegen war der Abruf in Briketts, da der
Winterbedarf von den Händlern noch nicht allgemein eingedeckt
iſt, vielfach mangelhaft, ſo daß verſchiedene Mengen geſtapelt
werden mußten. Es machte ſich ein Mangel an gelernten und
ungelernten Arbeitern bemerkbar, der noch dadurch zunahm,
daß Abwanderungen der Arbeiter zu land wirtſchaftlichen Ar
beiten erfolgten. Jn den Niederlauſitzer Braunkohlenwerken
war die Beſchäftigung der Gruben und Brikettfabriken gut,
der Abruf für die Jahreszeit ſtark und ein Rückgang gegen die
Wintermonate kaum zu bemerken. Auch hier war Arbeiter
mangel. Die Kaliinduſtrie war mäßig beſchäftigt, doch beſſer
wie im Mai. Jn den Eiſengießereien war die Beſchäftigung
im allgemeinen zufriedenſtellend, gegen den Mai läßt jedoch der
Abſatz zu wünſchen übrig. Schuld daran iſt die flaue Beſchäf
tigung in den meiſten Abnehmerinduſtrien, wie Webereien,
Ziegeleien, ferner die Geldteuerung und die unſichere poli-
tiſche Lage, die weit über ihre Bedeutung hinaus das Wirt-
ſchaftsleben beeinflußt. Jm Maſchinenbau war die Beſchäf
tigung zufriedenſtellend, doch iſt eine Neigung zum Rückgang
ſchon bemerkbar. Jn der Schwerinduſtrie iſt dieſer Rückgang
bereits deutlich zu erkennen, und es wird nach früheren Er-
fahrungen befürchtet, daß, wenn nicht eine Wendung zum Beſſe-
ren eintritt, dieſer Rückgang auch in der Maſchineninduſtrie
ſich geltend machen wird. Bei den Dampfkeſſelfabriken und
Armaturenwerkſtätten iſt der Geſchäftsgang meiſt gut.

Jn einer ſehr ſchlechten Situation befindet ſich faſt aus-
nahmslos infolge des niederliegenden Baumarktes die Hol z-
induſtrie. Für die Sägewerke war die Beſchäftigung un
verändert flau. Bautiſchlereien und auch Möbelfabriken zeigen
eine zunehmende Verſchlechterung der Beſchäftigung. Die Ar-
beitsloſigkeit in der Holzinduſtrie ſtieg bei den Verbänden pro
tauſend Mitglieder gegen das Vorjahr von 26 auf 50. Jn der
Zigarrenfabrikation ließ die Beſchäftigung gegen den Mai ſehr
zu wünſchen übrig. Auch hier ſpielt die Geldknappheit eine
Rolle. Es fanden vielfach Verkürzungen der Arbeitszeit ſtatt.
Damen und Kinderkonfektion hatten mäßig, Herren und

Knabenkonfektion zufriedenſtellend zu iun; nur die Induſtrie
fur billige Kleider geht ſchwach. Der Beſchäftigungsgrad in
der Schuhinduſtrie war verſchieden. Neben gut arbeitenden
Fabriken mußten andere mit weniger Leuten und verkürzter
Arbeitszeit arbeiten.

Die Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe, von dem aus
Magdeburg, Halle, Braunſchweig, den Berliner Vororten nur
ſchlechtes berichtet wird, ſteigerte ſich von 44 auf 94. Damit
zuſammenhängend waren die Zigeleien nur ſchwach beſchäftigt,
während die Zementinduſtrie genug zu tun hatte. Obwohl die
Zellſtoffinduſtrie befriedigend zu tun hat, wird doch über die.
Marktlage für Papier geklagt. Die Papierinduſtrie ſteht
ſchwach. Nur die Tapetenfabriken berichten über guten Ge
ſchäftsgang. Dachpappen und Lederinduſtrie ſind zufrieden
ſtellend beſchäftigt. Auf den märkiſchen Waſſerſtraßen war
die Beſchäftigung der Menge nach und infolge anſehnlicher
Transporte in Dünge- und Futtermitteln beſſer als im Mai.
Der Geſchäftsgang der Elbeſchiffahrt geſtaltete ſich im allge
meinen ebenfalls befriedigend. Die Verſchiffungen zu Tal
von den böhmiſchen Plätzen wie auch von der Mittelelbe waren
wie bislang lebhaft, und wenn auch das Güterangebot in Ham
burg nach wie vor zu wünſchen übrig läßt, ſo fand ſich doch
ausreichend Beſchäftigung für die vorhandenen Betriebsmittel.

Die Tätigkeit der Arbeitsnachweiſe in denStädten wird man nicht gut mit dem Vorjahre vergleichen
können, da eine Zungahme der Arbeitsgeſuche ſehr oft nicht auf
größere Arbeitsloſigkeit, ſondern auf die beſſere Organiſation
der Nachweiſe zurückzuführen iſt. Dieſer Faktor fällt weniger
ins Gewicht bei einem Vergleich der aufeinanderfolgenden
Monate. Darum iſt im folgenden nur die Zahl der neuen
V de der beiden letzten Berichtsmonate nebeneinander
geſtellt:

Mai 1913 Juni 1913
Erfurt. 23504 2557Halle 8531 3456Magdeburg 5911 5569

Das unregelmäßige Bild beſtätigt nur die obigen Ausfüh
rungen; es iſt im Augenblick ſchwer, zu einem abſchließenden
Urteil über die Lage zu kommen. Hält man jedoch die Erſchei
nungen aus den anderen Teilen des Reiches dagegen, ſo ge
winnt man den Eindruck, als ob die Peſſimiſten, die von der
nächſten Zukunft mehr ſchlechtes als gutes erwarten, recht
behalten dürften.

Almoſen für die Bolksſchullehrer.
Wie die Herrſchenden, insbeſondere die preußiſchen Junker,

über die Volksſchullehrer denken, iſt ja durch die Verhandlungen
des Reichstags und des Abgeordnetenhauſes zur Genüge be
kannt. Es brauchen nur die Ausſprüche erwähnt zu werden,
daß die Unteroffiziere die geeignetſten Volkserzieher und die
Vorwerksvorſteher weit nützlicher ſeien als die Schulmänner,
um zu erkennen, wie die Volksbildung verachtet wird. Eine
kleine Jlluſtration zu der Einſchätzung der Volksſchullehrer
bietet das Amtsblatt der Merſeburger Regierung, in dem zu
leſen iſt, daß das Kultusminiſterium für das Rechnungsjahr
1913 der Alterszulagekaſſe für die Volksſchullehrperſonen des
Regierungsbezirks Merſeburg einen Staatszuſchuß von 5712
Mark überwieſen hat. Dieſer Betrag ſoll den Schulverbänden
anteilig auf die von ihnen für die Rektor und Lehrerſtellen
zu leiſtenden Alterszulagekaſſenbeiträge angerechnet werden.
Es kommen daher nur diejenigen Rektor- und Lehrerſtellen in
Frage, für die ein Staatsbeitrag zur Alterszulagekaſſe gegahlt
wird. Die Geſamtzahl der letzteren beträgt 2896. Bei der
genauen Berechrung der Summe und der Anwärter kommt
man zu dem Ergebnis, daß auf jede einzelne Stelle die
horrende Summe von 1,97 Mk. entfällt. Ob dieſes „Wohl-
wollens“ werden die beteiligten Lehrer recht erfreut ſein und
die nationale Jugendpauke noch kräftiger ſchlagen, als das jetzt
ſchon geſchieht. Oder ſollten wir uns täuſchen?

Schkenditz. Die empfindliche Polizei. Ein Trupp
Leipziger Einwohner hatte am 19. Februar, einem ſogenanntenſächſeſhen Bußtag, einen Ausfl nach hier unternommen.
Als gegen 10 Uhr abends die Rückreiſe angetreten wurde, ſoll
es dabei ziemlich lebhaft zugegangen ſein. Die Polizei ſchritt
natürlich ein und verhaftete einen Mann aus der g.
Gruppe. Dabei ſoll die Schauſtellerin Macher aus Böhlitz
Ehrenberg den Verſuch gemacht haben, den Verhafteten wie
der frei zu machen. Dasſelbe ſoll ſie bei einem zweiten Ver
hafteten auch verſucht haben. Die Schkeuditzer Polizei läßt aber
bekanntlich nicht mit ſich ſpaßen. Der Frau wurde ein z
wegen Gefangenenbefreiung gemacht, denn es kann doch nicht
unbeſtraft bleiben, wenn eine Frau gegen einen Hüter der
Ordnung in der Weiſe vorgeht. Jn der letzten ffen
gerichtsverhandlung beantragte der Amtsanwalt eine Gefäng
nisſtrafe von zehn Tagen; das Gericht ſetzte eine ſolche von
ſechs Tagen feſt mit dem Bemerken, daß die Polizeibeamten
der Stadt Schkeuditz ganz energiſch gegen ſolche Uebergriffe
geſchützt werden müßten.

Bitterfeld. Von der Straßenreini a DerMagiſtrat macht folgendes Ortsſtatut bekannt: e 1. Die poli-
zeimäßige Reinigung ſämtlicher in der geſchloſſenen Ortslage
der Stadtgemeinde Bitterfeld belegenen öffentlichen Wege ein
ſchließlich der Rinnſteine und der Bürgerſteige iſt von den
Eigentümern der angrenzenden Grundſtücke zu bewirken.
Gleich bleibt, ob die Grundſtücke bebaut oder unbebaut ſind.
Die Straßenreinigungspflicht umfaßt auch die Schneeräumung,
das Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen und das Beſprengen
zur Verhinderung von Staubentwicklung beim Reinigen derStraße. Jedoch fällt die polizeiliche Reinigung der einen Be

ſtandteil öffentlicher Wege bildenden Brücken, Durchläſſe und
ähnlichen Bauwerke ehren der Oberfläche des Weges dem
zu ihrer Unterhaltung öffentlich-rechtlich Verpflichteten zur,
Laſt. Sie wird durch dieſes Ortsſtatut nicht berührt.
S 2. Bei Leiſtungsunfähigkeit der Eigentümer hat an ihrer
Stelle die Stadtgemeinde die Pflicht der polizeimäßigen Reini
gung zu übernehmen. 8 3. Den Eigentümern werden
gemäß S 5 Abſatz 2 des Geſetzes ſolche zur Nutzung oder
zu m Gebrauch dinglich Berechtigte gleichgeſtellt, denen nicht
bloß eine Grunddienſtbarkeit oder eine beſchränkte Dienſtbar-
keit zuſteht. Den Eigentümern werden die Wohnungsberechtigten S 1093 B. G. B. gleichgeſtellt. 8 4. Sie nach
8 3 Verpflichteten ſind in erſter Reihe, die nach S 1 Verpfichte
ten erſt in zweiter Reihe zur polizeimäßigen Reinigung ver
pflichtet. 8 5. Als Eigentümer der angrenzenden nd
ſtücke im Sinne des S 1 Abſatz 1 gelten auch diejenigen Grund
ſtückseigentümer, welche von dem öffentlichen Wege nur durch
einen ſchmalen Landſtreifen oder Graben getrennt ſind, der als
Zubehör anzuſehen iſt oder als ſelbſtändiges landwirtſchaft
liches Grundſtück nicht in Betracht kommt. 8 6. Die Ver
pflichtung der Grundſtückseigentümer erſtreckt ſich auf die
ganze Strecke, in welcher die Grundſtücke an die Straße gren-
zen, und zwar hat jeder Grundſtückseigentümer bis zur
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der Stkaße zu reinigen. Zeyeglig der an freien Plätzen ge
ckt ſilegenen Grundſtücke erſtre die Verpflichtung zur Reini

gung auf eine Tiefe von 5 Meter längs der Front der Grund-
ſtücke. S 7. Uebernimmt in Gemäßheit des S 6 des Geſetzes
vom 1. Juli 1912 über die r öffentlicher Wege für
den Eigentümer des angrenzenden Grundſtücks ein anderer die
Wegereinigungspflicht, ſo ruht die Wegereinigungspflicht des
Grundſtückseigentümers ſolange, als der andere die Wege-
reinigungspflicht übernommen hat. S 8. Die nach 88 1
und 3 Verpflichteten ſind berechtigt, ſich durch Eintragung in
eine beim Magiſtrat offenliegende Liſte gemeinſchaftlich gegen
die Haftpflicht zu verſichern, die ſie wegen Nichterfüllung oder
mangelhafter Erfüllung der ihnen nach dieſem Ortsſtatut ob-
liegenden Verpflichtungen zur polizeilichen Reinigung trifft.
Dieſes Ortsſtatut tritt am Tage der Veröffentlichung in Kraft.

Unfall auf einer Grube. Der Arbeiter Stell-
maſchik, der einige Kohlenwagen zuſammenkuppeln wollte, ge-
riet dabei zwiſchen die Kuppelung und wurde ſo ſchwer ver-
letzt, daß er dem Bergmannstroſt in Halle zugeführt werden
mußte.

Greppin. Was Arbeiter nicht treiben ſollten.
Wie häufig kam es früher vor, daß ſich Arbeiter unter ſich
ſchlugen. Seitdem die Organiſationen ihren Einfluß geltend
gemacht haben, mußten ſie einſehen, daß ſie etwas viel wich-
tigeres zu tun haben. Leider kommt es aber auch jetzt noch
vor, daß ſich Arbeiter ſo weit vergeſſen, und ſich gegenſeitig
verprügeln. So gerieten zwei hieſige Arbeiterfamilien bei
Bezahlung des Mietzinſes in Streit, in deſſen Verlauf ſie
ſich gegenſeitig verprügelten. Die eine der Frauen wurde ſo
heftig auf den Fußboden geſtoßen, daß ſie beſinnungslos fort-
etragen werden mußte. Wenn auch dieſer Streit aus den
chlechten Verhältniſſen heraus entſprungen ſein mag, ſo muß
es doch ganz entſchieden verurteilt werden, wenn ſich Arbeiter
gegenſeitig verprügeln.

Eisleben. „Sozialdemokratiſcher Haß gegen
das Chriſtentum.“ Das Mansfelder Grubenblätichen
meldet unter obiger Ueberſchrift folgende erſchröckliche Ge-
ſchichte: „Der vaterländiſch und chriſtlich geſinnte Mitglieder
umfaſſende Bergmannsverein zu Niedergebra beſchaffte ſich
eine Fahne. Sie zeigt nationale und Berufsabzeichen und
folgende Jnſchrift: „Auch im tiefſten Schacht Gottes
Auge wacht.“ Gelegentlich der Weihe des Banners war
dieſer echt chriſtlich-gläubige Geſinnung bezeugende Satz durch
die Preſſe bekannt geworden. Die ſozialdemokratiſche Nord-
häuſer Volkszeitung nahm ihn zur Veranlaſſung, einen reli-
gions feindlichen Angriff, ſo nichtsnutzig, wie es eben nur ein
rotes Blatt vermag, gegen den Verein zu richten. Der Berg-
mannsverein Niedergebra nahm in ſeiner letzten Verſamm-
lung von der in Nr. 171 des genannten Genoſſenblattes ent-
haltenen Beſchimpfung mit tiefſter Entrüſtung Kenntnis und
beſchloß einſtimmig folgende Erklärung: „Wir weiſen dieſen
Angriff entſchieden zurück. Jm Gottvertrauen haben wir den
Halt, der uns auch in den größten Gefahren und Schreckniſſen
unſeres Berufes nicht verzagen läßt, ſondern ſtark macht,
mutig und getroſt weiter zu arbeiten und zu ſtreben. Wir
werden deshalb allezeit treu zu unſerer Fahne halten, gerade
wegen ihres ſchönen Spruches vom Gottvertrauen.“

Wer den Spruch und die Reſolution im Niedergebraer Berg-
mannsverein verfaßt hat, kann man ſich ſchon denken. Wenn
dem Auge Gottes noch ein paar Augen von Bergwerksinſpek-
toren und gut ſozialdemokratiſchen Arbeiter-Sicherheits-
männern zugeſellt werden, dann wird die Waccht ſicherlich noch
weit beſſer ausfallen.

Teutſchenthal. Schutz der nationalen Arbeit. An-
geſichts der herannahenden Kriſe, die ſich auch ſchon im Mans-
feldiſchen beſonders bemerkbar macht, gehen die Unternehmer
von ihren Gepflogenheiten, Ausländer zur Arbeit heranzu-
ziehen, nicht ab. Auch von einem Aufſeher, der die Arbeiter

für die Abraumarbeiten der Riebeckſchen Montanwerke an-
nimmt, wird dieſe Praxis geübt. So frugen an einem Tage
der vorigen Woche mehrere hieſige Arbeiter bei ihm um Arbeit
an; ſie wurden aber nicht angenommen. Kurz darauf kamen
vier Ausländer, die wurden eingeſtellt. Aber nicht etwa, weil
ſie billiger arbeiten, denn die Ausländer ſind genau ſo teuer,
vielleicht noch teurer wie die Einheimiſchen, nein, ſie erweiſen
ſich als willigere Ausbeutungsobjekte. Auch noch aus andern
Gründen ſoll die Einſtellungn der Ausländer erfolgen. Es
wäre wirklich angebracht, wenn ſich die Leitung einmal darum
kümmerte, denn es kann doch nicht angenommen werden, daß
es die Direktion duldet, daß einheimiſche Steuerzahler zurück-
gewieſen werden, während Ausländer arbeiten.

Helbra. Dummheit laß nach! Jn Mansfeld, ſpeziell
in Helbra, muß es doch eine große Anzahl von denen geben,

die nicht alle werden, denn nur ſo kann man es ſich erklären,
daß faſt keine Woche vergeht, wo nicht im Helbraer Anzeiger
zu leſen iſt, daß die berühmte Phrenologin oder die berühmte
Kartenlegerin da und da zu ſprechen iſt. Es iſt geradezu ein
Skandal, daß ſolche Leute, die doch meiſt von der Dummheit
ihrer Mitmenſchen leben, ungeniert ihr Handwerk ausüben
können. Da ſollte die Gemeindevertretung doch endlich einmal
einen Riegel vorſchieben. Da in den meiſten Gemeindekaſſen
Mansfelds immer Dalles iſt, würden wir vorſchlagen, daß
jeder, der die Wahrſagerin beſucht, 25 Pf. Dummheitsſteuer
in die Gemeindekaſſe abzuführen hat.

Kelbra. Die Kyffhäufer-Kleinbahn-Aktien-
geſellſchaft, die den Bau und Betrieb der neuen Bahn-
linie Artern-Kelbra übernimmt, iſt kürzlich in Sangerhauſen
begründet worden. Der Geſellſchaftsvertrag wurde in all
ſeinen Einzelheiten beraten, die anteiligen Aktienzeichnungen
vorgenommen und 25 Proz. des Aktienkapitals bar eingezahlt.
Als Aufſichtsratsmitglieder wurden Regierungsrat Dietze-
Merſeburg, Landesrat Roſcher-Merſeburg, Landrat Fritze-
Frankenhauſen, Landrat v. Doetinchem-Sangerhauſen, Bürger-
meiſter Liebing-Kelbra, Bürgermeiſter Stuhrmann-Artern und
Gemeindevorſteher Schröter-Tilleda gewählt und als Vorſtand
Landesbaurat Linſenhoff- Merſeburg. Als Vorſitzender wurde
Landrat von Doetinchem gewählt. Sitz der Geſellſchaft iſt Kel-
bra, ebenſo iſt das Baubureau nach Kelbra verlegt. Die Ar-
beiten werden in nächſter Zeit endlich in Angriff genommen.

Wittenberg. Des ſchweren Sittlichkeitsver-brechens verdächtig ſind der Handelsmann W. Schmidt und
ſeine 30jährige Tochter. Beide wurden verhaftet.

—D

Vereine und Verſammlungen.
Elſterwerda. Parteiverſammlung. Der Bezirk hält am

Sonnabend, den 16. Auguſt abends 129 Uhr, im Gaſthaus zur
Sonne ſeine Mitgliederverſammlung ab.

Sangerhauſen. Gewerkſchaftskartell. Zu der am
Dienstag den 12. Auguſt, ſtattfindenden Kartellſitzung erſuchen
wir die Delegierten vollzählig und pünktlich zu erſcheinen.

Wittenberg. Der Sozialdemokratiſche Verein hält Diens-
tag, den 12. Auguſt, abends 159 Uhr, beim Genoſſen Freuden-
berg in der Kurfürſtenſtraße ſeine Monatsverſammlung ab.
Vortrag des Genoſſen Dreſcher- Halle über den Maſſenſtreik.

Verantwortlich für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches
Feuilleton und Bermiſchtes Paul Hennig, für Lokales und
Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm
Herzig; Verleger Alfred Jähniqg, ſämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Horz 42/43, Hof, 2 Treppen.

nur s von 11--1 Uhr und abends vonGehen ger u e bend ittags und Sonntags
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Ein Braunkohlenkönig.
Das kapitaliſtiſche Getriebe zeigt allerhand Verknotungen,

Verſchlingungen und Formen. Aber faſt immer tritt die
Tendenz zur Konzentration heraus. Die Abktiengeſellſchaft
ſtellt eine Summe kleinerer zuſammengefaßter Kapitalien dar.
Jn der Geſellſchaftsform tritt das Kapital den Arbeitern ganz
unperſönlich, in ſeiner Tendenz der Gewinnmacherei unge-
hemmt entgegen. Dieſe Tendenz wird noch geſteigert durch
den Zuſammenſchluß der verſchiedenen Geſellſchaften zu Kon
ventionen, Ringen, Kartellen uſw. Die Aktiengeſellſchaften
bieten aber auch einzelnen Großkapitaliſten die Möglichkeit,
weit über ihr eigenes oder das direkt von ihnen beherrſchte
Kapital hinaus Einfluß zu gewinnen! Wer über die Majori-
tät der Aktien eines Unternehmens verfügt, bekommt es damit
faſt vollſtändig unter ſeine Direktionsgewalt! Angenommen,
zwei Geſellſchaften haben je 10 Millionen Mark Aktienkapital.
Ein Großkapitaliſt bringt von jeder für 516 Millionen Mark
in ſeinen Beſitz, dann herrſcht er mit ſeinen 11 Millionen Mark
tatſächlich über ein Kapital von 20 Millionen Mark.

Ein ſolcher Vorgang vollzieht ſich zurzeit in der Braun-
kohleninduſtrie. Es handelt ſich um deutſche Gruben und
einen ausländiſchen Kapitaliſten. Das gibt dem Vorgang
einen beſonders pikanten Einſchlag. Liefert er doch einen
neuen Beweis für die Jnternationalität der Kapitalsherrſchaft,
Herr Petſcheck, das iſt der Macher, freut ſich des Ruhmes,
böhmiſcher Braunkohlenkönig zu ſein. Das genügt ihm nicht,
er will auch in Deutſchland ein Großer unter den Großen
werden! Petſcheck iſt Jnduſtrieller und Händler zugleich. Er
vertreibt täglich zirka 3000 Waggons Koßlen! Sein deutſches
Abſatzgebiet hat ihm in letzter Zeit der Wettbewerb deutſcher
Braunkohlen etwas eingeſchränkt! Was tut Herr Peſtſcheck?
Er verſchafft ſich die Herrſchaft über deutſche Gruben, erweitert
ſeinen Machtbereichl!l Er iſt ſchon Mitbeſitzer der Weißen-
felſer Braunkohlenbergwerke, der Gruben Heureka und
Phönix im müttel deutſchen Braunkohlen-
revier. Weiter hat er maßgebenden Einfluß in der rheini-
ſchen Braunkohleninduſtrie gewonnen, indem er einen Poſten
Aktien der Rheiniſchen Braunkohlenaktiengeſellſchaft erwarb.
Das Schwergewicht ſeines Einfluſſes will er anſcheinend jedoch
im niederlauſitzer Braunkohlengebiete zur Geltung bringen!
Von der Eintracht, Braunkohlenwerke A.-G., verfügt er bereits
über die Majorität der Aktien. Von den 3 Mill. Mk. Aktien,
deren Kurs nahezu auf 500 ſteht, ſind ungefähr 2 Mill. in
ſeinem Beſitz! Nun ſoll er auch aus der Maſſe des Fürſten-
konzerns zirka 2 Mill. Mark Aktien der Niederlauſitzer Kohlen
werke übernommen und damit auch hier die Majorität erlangt
haben. Weiter verlautet, daß er auch bereits Käufe von
Aktien der Braunkohlenwerke Leonhard für ſeine Rechnung
habe vornehmen laſſen.

Die gewaltigen Anſtrengungen macht Petſcheck ſicher nicht,
um etwa die Konkurrenz zwiſchen den deutſchen und böhmiſchen
Braunkohlen zu verſchärfen. Bewahrel Mit den übrigen
deutſchen Braunkohlenproduzenten wird Herr Petſcheck ſich
nachher ſchnell und leicht verſtändigen und dann beginnt der
groß Beutezug. Dann werden die Konſumenten erfahren, in
welcher Harmonie deutſches und böhmiſches Kapital ſie alle
ausplündert!
h

Eine Parteiorganiſation zum Werftarbeiterkonflikt.
Auf der Generalverſammlung des Niedervbarnimer

Kreiſes am Sonntag, kam, nachdem über den Maſſenſtreik ver-
handelt wax, ein Antrag Schwarzenburger zur Beratung, der
lautete:

Die Generalverſammlung bedauert, daß der außerordent-
liche Verbandstag der Metallarbeiter den Hamburgev- An-
trag, welcher die Anerkennung des Werftarbeiterſtreiks for-
derte, abgelehnt hat. Dieſe Ablehnung birgt die Gefahr in
ſich, daß die gelben Werkvereine, welche immerwährend be-
kämpft werden, zu einer noch größeren Gefahr für die frei-
gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung werden können und damit
in der Arbeiterſchaft eine Stimmung erzeugt wird, die der
Propagierung der Maſſenaktion den Weg verſperrt.

Eine große Anzahl Redner warnte vor der Annahme, da
das eine rein gewerkſchaftliche Angelegenheit ſei. Nach heftiger
Diskuſſion wurde die Reſolution mit 93 gegen 71 Stimmen
angenommen.Der Vorwärts ſagt dazu: „Es iſt unſerer Anſicht nach
nicht Sache einer Parteiorganiſation, durch einen Beſchluß in
eine gewerkſchaftliche Angelegenheit einzugreifen, die zurzeit
noch nicht völlig erledigt iſt. Wir bedauern es des-
halb, daß die Generalverſammlung von Niederbarnim einen
Beſchluß gefaßt hat, der als ein Uebergreifen auf das Zu-
ſtändigkeitsgebiet einer Gewerkſchaft aufgefaßt werden kann,
wenn er auch nicht ſo gemeint iſt. Ueber den Werftarbeiter-
ſtreik und was damit zuſammenhängt wird ſicherlich noch
manches Wort geſagt werden. Laſſen wir das aber, bis die
Angelegenheit abgeſchloſſen iſt und tragen wir im jetzigen
Augenblick nichts bei zur Erregung der Gemüter der Be-
teiligten.“

Der Streit um die türkiſch-bulgariſche Grenze.
Konſtantinopel, 11. Auguſt. Der Miniſterrat beriet

geſtern die Antwortnote an die Mächte. Die Pforte dankt
darin den Mächten für ihre freundſchaftlichen Gefühle und
erklärt, die Pforte habe um der Sicherheit der Grenzen willen
Adrianopel beſetzen müſſen. Wenn die Mächte die Erhaltung
eines dauernden Friedens wünſchten, müßten ſie die Be-
ſetzung annehmen.

Den Blättern zufolge, haben zwiſchen türkiſchen Vorpoſten
und bulgariſchen Banden Gefechte ſtattgefunden.

Die franzöſiſchen Generalratswahlen.
Paris, 11. Auguſt. Mit dem geſtrigen zweiten Wahlgange

ſind die Generalratswahlen nunmehr vollſtändig beendet. Nach
einer vom Miniſterium des Jnnern erfolgten Zuſammen-
ſtellung verlieren die Konſervativen und Nationaliſten 52
und die gemäßigten Republikaner (Progreſſiſten) 25. Mandate.
Die Linksrepublikaner gewinnen 12, die Radi-
kalen und ſozialiſtiſch- Radikalen 49, die ſozialiſtiſchen Repu-
blikaner 3 und die geeinigten Sozialiſten 13 Man-
date.

Der nordſpaniſche Streik beendet?
Barcelona, 11. Auguſt. Eine Abordnung der Aus-

ſtändigen, die von jedem Betrieb einen Vertreter umfaßt, hat
den Vermittlungsvorſchlag der Regierung angenommen.
Die Fabriken werden den Betrieb morgen wieder eröffnen.
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erhältlich iſt.

Allteutſche Rüpeleien
glaubte in Rathenow ein rheinländiſcher Geſchäftsreiſender
egen eine engliſche Geſellſchaft, die in einem Rathenower
otel abgeſtiegen war, verüben zu können. Die Engländer,

mehrere Herren und Damen aus Liverpool, unterhielten ſich in
der Gaſtſtube in ihrer Mutterſprache. Der Reiſende, vermut-
lich einer von den nationalen Handlungsgehilfen, verſpottete
die Engländer. Der Privatſekretär eines engliſchen Kaufherrn
ſchritt auf den Rheinländer zu, ſchüttete ihm den Jnhalt ſeines
Glaſes ins Geſicht und ſtülpte ihm das Bierglas auf den Kopf.
Der Engländer wurde von der Polizei feſtgenommen, jedoch nach

Hinterlegung einer Kaution auf freien Fuß geſetzt. Er wird
ſich wegen Körperverletzung, der Rheinländer wegen Beleidi-
gung vor Gericht zu verantworten haben.

Unfall auf der Jba.
Leipzig, »10. Auguſt. Heute abend gegens47 Uhr er-

eignete ſich auf der Baufachausſtellung ein heftiger Zuſammen-
ſtoß auf der Gebirgsbahn. Das Jackett einer Dame hatte ſich
in das Rad des Wagens verwickelt. Der Führer bremſte ſo-
fort. Jnfolgedeſſen fuhr der nachfolgende Zug auf den erſten
auf, ſo daß zwei Wagen aus den Schienen ſprangen. Zwei
Herren wurden ſchwer, zwei Damen leichter verletzt.

Doppeltodesſturz.
„Berlin, 10. Auguſt. Der Gradeflieger Rößler mit Paſſa-

gier, Nationalflugſpendenſchüler Stephan iſt heute morgen aufeinem eberlandſng bei Brück i. d. M. abgeſtürzt. Beide
ſind tot.

Rentabler Spritſchmuggel.
Baden, 10. Auguſt. Die Strafkammer in Offenburg ver-

urteilte die drei Brüder Schwarz aus Köln und Bonn wegen
gemeinſam im Straßburger Rheinhafen verübten Sprit-
ſchmuggels zu insgeſamt 916589 Mark Geldſtrafe und
Konfiskation des Sprits.

Roſegger Nobelpreisträger?
Wien, 10. Auguſt. Es verlautet, daß der diesjährige

Nobelpreis für Literatur an Roſegger fallen ſoll.
Frieden.

Ringsum ein Land in dumpfem Schwelen,
Vertiertes Pack auf letzter Flucht,

Wut enttäuſchter Seelen,
Zerwühltes Feld, verkohlte Frucht,
Aus fauligen Barackenlöchern
Gejammer, Todeskampf erpreßt,
Die Geißel ſchwingend, bleich und knöchern
Das furchtbare Geſpenſt der Peſt,

Zerfetzte Leiber, ſtarr und grauſend,
Und, als die letzte Salve ſchwieg,
An Toten: viermalhunderttauſend

Es war „ein fröhlich-friſcher Krieg l
Leopold Schwarzſchild. (Frankf. Ztg.)

Echter Stolz.
Auf ſeine Freunde ſtolz ſein,
O weiches Herz!
Ein echter Mann iſt doch nur
Auf ſeine Feinde ſtolz.
Geſchützt von andern Bäumen
Jſt's leicht, ein Schaft ſein,
Doch wer im Sturme frei ſteht,
Der muß bei Kraft ſein.

Peter Roſegger.

Arbeiter-Sängerchor. Die Sänger werden darauf
aufmerkſam gemacht, daß wegen der Gaſtwirtsausſtellung die
Nordabteilung ihre Singeſtunde morgen, Dienstag, abend im
Volkspark abhält. Mittwoch abend findet eine Geſamt-
ſingeſtunde bei Streicher ſtatt. Der Frauenchor hält
e nächfte Singeſtunde am Freitag, den 15. Auguſt, im
leinen Zimmer, Eingang neben dem Kontor, ab.

Apollotheater. Das hier ſchon öfter gezeigte Aus
ſtattungsſtück Krone und Feſſel brachte bei ſeiner geſtrigen Erſt
aufführung wieder ein ausverkauftes Haus.

Geſundheits- und Körperpflege.
Neue Heilmethode bei Magenleiden und Ver-

ſtopfungen.
Die neueſten Forſchungen der mediziniſchen Wiſſenſchaft haben

ergeben, daß mit Sauerſtoff bei allen Erkrankungen des Magens
und des Darmtraktes die beſten Erfolge erzielt werden. Sauer-
ſtoff hat eine bedeutende, desinfizierende Wirkung und vernichtet
die vielen Bazillen und giftigen Keime im Magen und in den
Gedärmen, welche häufig die Urſache vieler Krankheiten und großer
Leiden ſind. Unter Berückſichtigung dieſes Umſtandes gelang es
einem namhaften Arzte, ein Mittel darzuſtellen, das bei Magen-
und Darmkatarrh, bei Verſtopfungen und den vielen Leiden, welche
dieſe Krankheiten nach ſich ziehen, beſſer wirkt, als je ein Präparat
zuvor. Dasſelbe heißt Stomoxygen und iſt bereits in den meiſten
Apotheken zu haben. Die Säure im Magen tritt nicht mehr auf,
man hat kein Herzklopfen mehr, die Schmerzen in der Leber und
in den Nieren ſowie im Rücken verſchwinden, das Nervenſyſtem
wird gekräftigt. Der Patient bekommt guten Appetit und kann
wieder Speiſen eſſen, die er früher nicht vertragen konnte; der
geſamte Organismus wird gekräftigt und widerſtandsfähig gegen
Anſteckungsgefahr. Jnfolge dieſer großen Vorzüge wird Sto-
moxygen bereits ſtändig von vielen Aerzten verordnet und hat ſich
in kurzer Zeit in weiten Kreiſen eine große Beliebtheit verſchafft,
zumal es vollkommen harmlos iſt. Stomoxygen ſollte deshalb
von jedermann ſtets bereit gehalten werden und in keinemHaus-
halte fehlen. Sollte Stomoxygen in einer Apotheke nicht vorrätig
ſein, ſo kann es in Kürze beſorgt werden.
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